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18. Plenarsitzung des Landtages Rheinland-Pfalz 
am 28. Mlrz 1952 

Die Sitzung wird um 9,15 Uhr durch den Landtags
vizepräsidenten Böglu eröffnet. 

Vlzeprl11ldent Bögler: 

Meine Damen und Herren! Die 18. Sitzung des ~nd
ttt'ges Rheinland-Pfalz ist eröf!net. Beisitzer der heu-

. tigen Sitzung sind Frau Abgeordnete Seppi und Herr 
Abgeordneter Drathen. Die Rednerliste führt Frau 
Abgeordnete Seppi. FOr die heutige Sitzung ist ent
sc.'1uld!gt del' Herr Abgeordnete Heller. 

Der Ministerpräsident hat dem Her.rn Präsidenten 
des Landtages folgenden Brief zugehen lassen: 

„Es ist mir leider nicht möglich, die morgige Sit
zung des Landtages wahrzunehmen, da ich zusa~
men mit den Herren Ministern Dr . .Zimmer, Becher 
und Stilblnger an den- Beratungen des Bundesrates, 
die zum gleichen Zeitpunkt stattfinden, teilnehme. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit erneut die Bitte 
aussprechen, die Freitage nicht für Sitzungen des 
Landtages vorzusehen, da der Bundesrat stets Frei
tags zusammentritt." 

Dem Ältestenrat war die Tat~ache der Abwesenheit 
der Herren Minister am heutigen Tage bekannt. 

Auf der Tagesordnung steht nunmehr der Haushalts
plan des Ministeriums für Unterricht und Kultus, Eln

·selplan IX. 

Berichterstatter für den Haushalts- und Finanzaus
schuß ist Frau Abgeordnete Dr. Gantenbcrg. Ich erteile 
Ihr das Wort. -

Abg. Dr. Gante'.nberg: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde 
mich bei meinen Ausführungen auf die wesentlichsten 
Punkte der Debatten über den Kultusetat im Haus
halts- und Finanzausschuß beschränken. Bei den Be
ratungen gab zu Beginn der Debatte über den Etat der 
Johannes-Gutenberg-Universität der Herr Kultusmini
ster einen Bericht über .den Konfiikt zwischen Rektor 
und Senat au! der einen und Kurator auf der anderen 
Seite. Dieser KQnflikt. der in der Öffentlichkeit einiges 
Aufsehen ei:-regte und über den auch reichliche und 
sogar 1lalsche Meldungc>n vorliegen, hat seine Quellen 
e'inmal in persönlichen Schwierigkeiten, zu.qi. anderen 
und vor allem aber in der unklaren Abgrenzung der 
Zuständigkeiten der einzelnen Organe der Universität. 
Die Rechtsgrundlage der Universität ist das Statut, das 
aus der Zeit der Universitätsgründung stammt. 

Das Kultusministerium hat durch Landgerichtspräsi
denten Molz eine gründliche Untersuchung durchführen 
lassen. Die Angaben in der Presse, es stimme in der 
Verwaltung nicht, sind durch.raus unrichtig. Es ist kein 
Grund vorhanden, gegen den Kurator disziplinarisch 
vorzugehen, dessen Quall täten als Verwaltungsfachmann 
von dem Finanzministerium ebenso anerkannt wurden 
wie vom Kultusministerium. Um die persönlichen 
Schwierigkeiten zu vermindern und die umstrittenen 
Zuständigkelten zu ldären, hat das Kultusministerium 
ein Kuratorium eingesetzt. Der Entwurf eines Hoch
schulgesetzes, das dle Rechtsverhältnisse abgrenzt und 
die Zuständigkeiten an der. Hochschulen festlegt, liegt 
seit zwei Jahren vor, Es ist im Senat steckengebJieben. 
seine Beratung dort soll aber nun abgeschlossen wer
den. - Der Ausschuß nahm diesen Bericht des Herrn , 
Kultusministers ohne Debatte entgegen. 

- ... !~·':.. _•....:_~ __ _ 

Es folgte dann der Bericht des Rechnungshofes. Der 
Haushalts- und Finanzausschuß hatte in der vorjähri
gen Etatberatung den Rechnungshof beauftragt, die 
Verhältnisse an den Kliniken zu prüfen. Anschließend 
an diesen Bericht beschloß der Haushalts- und Finanz
ausschuß, zum Zwecke einer klareren Etatisierung die 
bisherigen.' Beilagen zum Kultusetat, 1. Johannes-Guten
berg-Universität, 2. Universitätskliniken, 3. Auslands
und Dolmetschel'inst.itut Germer~heim unter Kapitel 2 
bzw. 3 in den Haushaltsplan zu übernehmen. 

Bei Kap. 6 „Sonstiges 'für Wissenschaft" wurde durch 
die Forderung eines Zuschusses für die Akademie der 
Wissenschaften und der Literatur eine Debatte ausge
löst, die nic.M- abgeschlossen wurde. Die Angelegenheit 
sollte in den Fraktionen noch einmal besprochen wer
den, wurde aber zunächst dem Kulturpoliiische:n Aus
schuß überwiesen. 

Tit. 403 desselben Kapitels wurde um 5000 Mark er
höht, die als Anteil des Landes dem Forsc:hungsinslitut 
für das graphische Gewerbe in München einmalig zur 
Verfügung gestellt werden. 

Bei Kapitel 7 „Volksschulen·• ergab :;ich eine ausge
dehnte und gründliche Aussprache über die Möglich
keiten, die Notlage der Junglehrer zu mildern. Über 
die Notwendigkeit derartiger M~ßnahmen waren sich 
die Ausschußmitglieder aller Fraktionen einig. Der 
Referent des Kultusministeriums berichtete, daß sich 
beim Bund äußerste Geneigtheit zeig(!, bei der Neu
ordnung der Beamtenbesoldung die Notlage der Lehrer 
zu berücksichtigen und die Diskrepanz zu beseitigen, 
die zwischen den Anforderungen der Berufsvorberei
tung und der hohen Verantwortung auf der einen Seite, 
und der geringen Besoldung auf der anderen Seite be
steht. Diese Neuordnung so!! noch !n diesem Kalender
jahr erfolgen. 

Aber das Bundesgesetz vom Dezember 1951 enthalte, 
so wurde berichtet, eine Sperrklausel, die den Ländern 
eine Änderung der Lehrerbernldung gesetzlich unmög
lich mache. Da infolge des Art. 131 GG etwa 650 Plan
stellen unbesetzt sind und auch nicht besetzt werden 
können, ist die Ernennung der Anwärter zu außerplan
mäßigen Lehrern und die der außerplanmäßigen Leh
rer zu planmäßigen Lehrern ins Stocken geraten. Darin 
liegt ein großer Teil der Not, vor der wir augenblick
lich stehen. 

Der Haushalts- und Finanzausi:.chi•ß faßte hierzu fol
genden Beschluß: 

„Der Haushalts- und Finanzausschuß ersucht die Lan
desregierung, im Rahmen der durch den § 16 des Ge
setzes zur Durchführung des Art. 133 GG gebotenen 
Möglichkeiten, baldigst mindestens ein Drittel <ler vor
handenen außerplanmäßigen Stellen von älteren Leh
rern in planmäßige Stellen umzuwandeln und bei dem 
zuständigen Bundesministerium auf Erlaß dahingehen
der Richtlinien und Ausführungsbestimmungen hinzu
wirken." 

In diesem Kapitel wird Ausgabetitel 101, da er über
setzt erscheint, um 2 Millionen gekürzt, wovon l Million 
dem Titel 710 „Volksschulbauten" zufließt, der sich 
damit auf 2 Millionen beläuft. 

In Kapitel 9 „Realschulen" hat die Regierungsvor
lage mit der Begründung de1· gestiegenen Personal
kosten die Stellenbeit.räge der Gemeinden zu den Per
sonalkosten erheblich erhöht, und zwar von 450 au! 
470 Millionen und von 360 auf 450 Millionen Mark. Im 
Ausschuß wurden mit Rücksicht auf die Finanzlage 
der betreffenden Gemeinden die alten Sätze wieder
h erges tellt. 
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Zum Kapite l 13 „Berufsschulen„ wurde von der Lan
dest·egierung ein ne ue1· Entwurf vorgelegt, der im 
Einklang steht mit den Gegebenheiten des neuen Be
rufsschulgesetzes. Ei· enthält gegenüber d er ersten Vor 
lage ein Mehr von 544 000 Mark. In den Beratungen 
des Ausschusses wurde darüber hinaus rlfi'r Titel 853 
„7.uschü!<se und Darlf'hf'n für Berufsschulbauten" von 
70 000 auf l 000 CJUO DM und Tit~l 854 „Zuschüsse zur 
Errichtung v on schulischen Einrichtungen·· von 30 000 
auf 80 000 DM erhöht, so daß dieses Kapitel jetzt mit 
e inem Zuschuß von 4 269 000 DM abschließt. 

Zum cr~t"n M::ilP wurde die Ingenieurschule Kaisers
lautern AUS Kapitel 18 mit einem Betrag, und zwar 
global von 80 000 DM bedacht. Ab l. Oktober wird mit 
de1· Wiedereröffnung gerechnet. Folgender Beschluß 
ergänztP die Beratungen : 

.. Der Haush-tlts- und Finanzaus~chuß ersucht d ie 
Landesreginung, zur Beschlußfassung durch den 
Landtag baldigst einen gpezifizierten Vorschlag flir 
Wiederingangsetzung der Ingenieurschule Kaisers
lautern noch im Verlaufe des Haushaltsjahres vor
zuleg1m." 

Im übrigen gibt es n t1r die Änderungen, die Sie ge
druckt vor sich sehen und die aufzuiählen ich mir 
e rsparen kann. Der Hausha lts- und Finani:ausschuß 
bittet Rie, dem Voranschlag zuzm:timmen. 

Vizepräsident Böglcr: 

kh danke der Frau Abgeordnete Dr. Gantenberg für 
die Berichterstattung. 

Da~ Wnrt ha t n•m der Herr Abgeordnete Dr. Chri
stoffel von der CDU. 

Abg. Dr. Christoffel: 

Herr Prä~ident! JVIPinf'.! Damen und Her ren ! Wenn 
der H<n•~h!l lt. des Ministeriums für Unterricht und 
Kultus de r 100-Miliionen-Grenze nahekommt und d a 
mit etw<-1 dn Sechste l des gesamten Landeshaushalts 
ausmacht und wf'nn e r ;im 11 Millione n. das sind etwa 
10 v. H., h<ihPr liegt a ls der vorjährige Etat, so dürfte 
in diesen Relationen immerhin zum Ausdruck kom
men, wie sehr unser em Lande, obwohl es in seine r 
geographischen und wirtscha(tlichen Struktur mit zu 
den fina nzschwachen im Bunde zählt, die Kulturpolitik 
am H erzen liegt. Ein Vergleich mit den anderen Bull
desländern würde unseren guten Kulturwillen viel
leicht noch augenfälliger machen. wenn wir uns auch 
noch manche rlei hoffentlich nur einstweilige Verzichte 
schmerzlich eingestehen w olien. 

Auch in d er pädagogischen und kulturhütenden und 
kulturschaffenden Provinz gibt es. wenngleich iht·e 
Ziel~etzungen im ideellen Raume liegen, kein Gedeihen 
ohne den Einsatz materieller Mittel. Solange diese 
nun einmRI nicht in d<>m wünschenswerten Maße ver
fügbar gemacht werden können, im Sinne einer ge
red1tt!n und' ausgleichenden Gestaltung des Haushalts
planes, muß das Fehlende vorerst w ettgema<:ht wer
den dul'ch den opferbereiten Leistungswillen aller am 
Werke der Erziehung und Kultur Tätigen . Nur so kann 
d~s ~bensoviel ben1 f Pr'le wie doch unvenneidliche ,,Defi-
7.i t der Leistungen" ausgeglichen werden in einem Etat 
noch so guten Willens. in emer so vergangenhdL;be
lasteten Zeit. 

um zu zeigen, daß dies in hohem Grade möglich ist, 
brau cht man n icht einmal die Geschichte zu bemühe n 
und etwa auf die wirtschaftlich dürftigen, aber geistig 
schöpferi-;chen 100 J ahre unseres Volkes von 1730 b is 
1830 hinzuweisen. Unsere cigenPn jüng-.t verflossenen, 
aus Hunger und Entbehrung sich cmporringenden 

Jahre sind .ia Bewtlh. genug. Wie könnte e;; wohl audi 
~nriers sein, in dem wohl ältes ten , aus ch1·istlich
hurnanistischem Geiste lebenden deutschen Kultut'
lande, in dem das BewuUtscin noch mächtig ist, daU 
gleichzeitig neben den Natunt:<.ilten des Menschen auf 
Freiheit. auf Familie. auf Eigentum -;eine Kulturrechte 
stehen, sein Anspruch auf eine d en Anlagen und Fä
higkeiten eines jeden entsprechende gei~tigc und sitt
liche Erziehung und Ausbiidung ~eine1· Kraft.,,. 

So VE'Tf:fanden ist ja Kulturpolitik In bP!<tem Sinne 
Sozialpolitik. Aus diesem Grunde l>eg 1·üßc n wir es. daß 
das jüngst in diesem Hause beschlossen -::? Berufsschul
gesetz: im Et.il seinen positiven NieJer~chlag gefunden 
hat. Zumindest kann de1· gute Wille der Regierung und 
des Landtages nicht bezweifolt wel'den, 

(Abg. Matthes : Sehr richti ~!) 

bei det• Steigerimg d es staatlichen Zuschusses zu den 
Berufsschulen von 1,8 Millionen im vorigen auf 4.2 
Millionf'n In di~E'm H au!'halt. 

(Bravo! bf'i der CDU.) 

darunter l Milliou Iür Ilt!rufsschulbauten, gcgcnübe1· 
mu· 20 000 Mark im vorigen Jahri>. Ge wiß hätte n wir 
mehr, nat:h viel m e hr gcwünsdi t . du r<>hdrungen wie 
wir s ind von der nicht hoch. gentt!! anzuschlagenden 
Bedeutung dei· Ilerufsschulen für die Berufsertiichtl
gung un~erer hf'r~nn' ift>nden Jt11~end auf der Gnmd
lage der Vf'r~ittlirnung ihr„r n.-,rnf.-drbeit dun:h e ine 
gemei~tll1ft~t>thische und religiös- sittliche Erziehung. 
Auch :r.ur Verhütung der immer noch bedrohlichen Ju
gendlichenverwahrlo::;ung. 

Wir sind uns auch der besonderen Opfer bewußt, die· 
den Landkreisen aufe rlegt sind, wenn die landwirt
schaftlichen Bcrufs~C'h\1len ins LE-.bcn treten und mit
helfen sollen, die Benachteiligung der L;mdjugend in 
ih rer Berufserziehung und d1tmit das Bildungsgefälle 
der LancihE>völkt-rung g;ogc-niiber der städt ischen wett
zumachE>n . D arum hotren wir zuversichtlich, die Ver
antwortlichen in den Landkrf'i~Pn m öchten nicht so 
sehr fr11g1:-n, was kosten uns unse re landwirtscha ft
lichen Bf'rufssehulen, sondern was werden sie uns ein
mal an Seg~n für Menschentum und WiTtschaft ein
bringt.:n'? 

{SC'hr r ichtig! bei <ler CDU.) 

Es ist eine löbliche Gewohnheit der Parlamente, ihr 
altes Köniasrecht der Etatbewilligung so aufwfas~en, 
daß sie den HaushaU nicht nur als ein Zahlenspiel bc
trachkn, sondern ihn von seiner Dynamik, seinen Mög
lichkeiku her beurteilen und ihn rnil Wünschen und 
Forderungen auch nkhl unmittelbar· materieller Art 
angehen. 

Darum wollen wir die - gcmc;;.scn an unserer Wirt
schaftskraft - hohet\Aufwendungen für das Erziehungs
wesen auch im Sinno eine r Stärkung de1· demokrntisc:h
freiheiUichen GrnndlagE>n unseres Volks- und Staats 
wesen s angewandt wic;sen . Wi1· 111-:in.-11 d<>mit d ie f.inn
volle und wirksame Durchführung der einmütig von 
diesem Haus gewünsch~en politisch::n Gi>meinscha!ts
kunde. Wirkliche Bildung und Erzie hung will ja doch 
den ganzen Mensd1e n e rgrc:ift!n, und indem sie das tut, 
erfaßt sie ihn als politisches Wesen, wobei „politisch" 
in diesem hohen Sinn l.x:deutct : in Fre iheit gebunden -
in Bindung frei! 

W!t~ wir meinen, ha t Platon fi.ir immer gültig aus
gesprochen. ,..Es sage n die Weisen, d:iß Himmel und 
Erde, GQtter und Menschen nur durch die Gemeinschaft 
bestehen, durch Freundsd1::ift und geNdnetes Ve rhal
ten, durch Besonnenheit und Gerechtigkeit, und darum 
nennen sie das Welt:ill :\UCh Ko"moc;, Ordnung - nichl 
Unordnung und n icht Zl\geaosigkt>i l. „ Und nur das 

• 
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heißt dem griechischen Weisen echte Bildung von Kind 
au! zur „Tugend" - wie er sagt -, „welche die-Leiden- · 
schaft und Liebe weckt, ein Staatsbürger im vollen 
Sinne des Wortes zu werden und der es versteht, mit 
Gerechtigkeit zu befchl1m und zu gehorchen". In die
sem Verstande erwarten wir von der Lehrerschaft, daß 
sie sich mit freudigem Eifer dtr neugestellten Erzie
hungsaufgn be der politischen Gem~insch~ftskunde auf
schließt und sie weder in nüchterner staatskundlicher 
Belehrung versanden noch im Vorhof der das Schul
leben unmittelbar umgreifend<:!n Gemeinschaftsklein
welt sich erschöpfen läßt. 

Jede Schule lst soviel wert wie ihre Lehrer. 
(Sehr wahr! bei der CDU.) 

Diese unsere aus der persönlichen Erfahrung wohl 
eines jeden geschöpfte Erkenntnis v"erpflichtet uns, 
wenn es um die Hebung und Leistungssteigerung un
serer Volksschule geht - und wa!' sollte uns mehr am 
Herzen liegen, als die Sorge um den Lehrerstand in 
den Mittelpunkt unserer Bemühungen zu stellen! Wir 
halten ihre Besoldung für unzureichend, gemessen am 
Grad ihrer Berufsausbildung, gemessen an dem hohen 
Maß von ·Verantwortung in der Austibung ihrer Be
rufstätigkeit in doch meist immer noch unwürdigen, 
überfüllten Schulräumen, oft genug auch immer noch 
unter ungünstigen physischen, psychischen und sozialen 
Kriegsfolgen leidenden Kindern. 

Mit großer Sorge sehen wir, wie der Lebensstand 
der Lehrerschaft, besondt'rs der Junglehrer, immer 
weiter absinkt. Um unsere Volksschule aber leistungs
fähig zu erhalten, um zu verhindern, daß wertvolle 
Nachwuchskräfte in andere Berufe und andere Länder 
abwandern, treten wir mit aller Entschiedenheit dafür 
ein, zunächst einmal alle Möglichkeiten im Rahmen des 
geltenden Besoldungsrechte1> wie die Anrechnung von 
Kriegsdienstzeiten und Abkürzung der Diätarzeit zu
gunsten der Lehrer restlos auszuschöpfen. Darüber 
hinaus bitten wir die Regierung und den Herrn Kul
tusminister inständig, sich beim Bund doch nachdrück
lich dafür einzusetzen, daß in der - wie es heißt - bald 
zu erwartenden neuen Besoldungsordnung die Bezüge 
der Lehrer gerechter geregelt und angemessenere För
derungsmögllchkeiten für sie vorgesehen werden. 

Wir begrüßen es, daß der Stellenplan des Haushalts 
wiederum eine erhebliche Zahl von Höhergruppierun
gen aufweist; andererseits aber müssen wir es be
dauern, daß eine große Anzahl genehmigter Planstellen 
immer noch nicht besetzt werden konnte und kann, 
weil sie durch das 13ler-Gesetz blockiert sind. Bei aller 
Anerkennung der Notwendigkeit dieses Gesetzes. sind 
wir aber doch der Meinung, daß es an der Zeit ist, 
ernsthaft an eine Lockerung allzu starrer und zumal 
im Hinblick auf die Lehrerschaft bereits sinnlos ge
wordener Bestimmungen heranzugehen; 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 
denn nachweislich stehen aus dem Personenkreis der 
13ler längst nicht mehr soviel geeignete Bewerber zur 
Verfügung, als wir offene Planstellen haben. So wird 
ohne Nutzen für die vertriebenen Lehrer unserem 
eigenen Lehrernachwuchs der Weg 1mnötig versperrt 
und die so dringliche Behebung der Junglehrernot ver
eitelt. Wir bitten daher die Landesregierung und den 
Herrn Kultusminister, mit allem Nachdruck von der 
Ausnahmegenehmigung al~bald Gebrauch zu machen 
und auf eine wirksame Lockerung des 131er-Gesetzes 
beim' Bund hin:zuwirken, damit die Besetzung der noch 
offenen Planstellen und außerplanmäßigen Stellen 
raschestens erfolgen kann. 

Muß es auch als einen Fortschritt gewertet werden, 
daß die Zahl der außerplanmäßigen beamteten Hilfs-

stellen im Volksschuldienst von 1440 im Etat von 1951 
um 113 im neuen Etat verm(!hrt wurde, !'O genügt uns 

"diese Erhöhung angesichts dt;)r Junglehrernot keines
wegs, und wir möchten sie um hundert weitere Stel
len vermehrt wissen. 

Ich habe daher im Auftrage meiner Fraktion den 
Ihnen unter der Drucksache Nr. II/237 vorliegenden 
Antrag zu stellen, daß der bei Kap. 7 Tit. 103 veran
schlagte Bedarf an beamteten Hilfskräften im Volks
schuldienst um 100 Stellen von 1553 auf 1653 erhöht 
wii:-d. Die Kosten werden aus Tit. 101 getragen. 

Auch in dem für uns gani; besunders schmerzlichen 
Kapitel, dem Wiederaufbau kriegszerstörter Schulen, 
bringt uns dieser Haushalt - das muß anerkannt wer
den - wieder ein, wenn auch nur kleines Stück weiter. 
Statt der beschämend niedrigen 300 000 DM im Vor
jahrsetat, die bei e1nem geschätzten Bedarf von etwa 
40 Millionen DM nicht mehr als einen Erinnerungs
posten darstellten, sind nun wenigstens 2 Millionen DM 
eingesetzt. Möchte sich doch auch im anbt:echenden 
Etatjahr wieder ereignen und am liebsten noch steigern, 
was im vergangenen Jahr unvorhergesehene Wirklich
keit geworden ist, nämlich daß uns zum Schulbau 1,9 
Ml1lionen DM fürs Grenzland und 2 Millionen DM aus 
der Soforthilfe zufielen. Vielleicht erschließt sich uns 
für diesen Zweck, nachdem die Bemühungen des Vor
sitzenden des Haushalts- und Finanzausschusses leider 
gescheitert sind, doch einmal nach glücklicher Herstel
lung vertraglich gleichberechtigter Beziehungen zu den 
Ländern der freien Welt der Markt für tragbare lang
fristige Kredite. Ohne das, ohne Entlastung unse1·es 
laufenden Etats von· Investitionen auf lange Dauer wer
den wir unserer Schulraumnot auf allen Stufen unseres 
Unterrichtswesens sobald nicht Herr werden. 

Wir betrachten unser gesamtes Schulwesen von der 
Volksschule bis zur Universität als eine Ganzheit, die 
immer noch mehr organisch auszugesta1 ten ist, als ein 
allen Schichten im Volksinteresse offenstehender Pyra
midenbau, in dem die Eigenständigkeit jeder Stufe ge
wahrt bleib~. 

Daß es jüngst gelungen ist, für die zuletzt auf den 
Plan getretenen und darum um so stärker zum Licht 
drängenden Berufsschulen eine vereinheitlichende Neu
ordnung und damit die Grundlage für neue Entwick
lungsmöglichkeiten zu schaffen, habe ich bereits her
vorgehoben. Es sollte nun das nächste Hauptanliegen 
des Unterr ichtsministeriums sein, einen Ausgleich nun 
auch auf der Ebene der höheren Schule alsbald in An
griff zu nehmen. Die ungleichmäßige regionale Streu
ung und Lastenverteilung auf diesem Feld ist dem 
Hause ja oft genug vorgetragen worden, als daß es noch 
eines Eindringens in Einzelheiten bedürfte. 

Angedeutet sei nur, daß staatliche und kommunale 
höhere Schulen, Pädagogien und Realschulen buntge
sprenkelt hier massiert, dort in allzuweiten Abständen 
ilber das Land ausgestreut sind. Einige als offenbare 
Benachteiligungen der betroffenen Bevölkerung emp
fundene Fälle konnten in diesem Etat nach langem 
Bemühen endlich bereinigt werden, und zwar durch 
die Verstaatlichung der höheren Schulen in Ahrweiler, 
Andernach, Betzdorf, Simmern, Montabaur und Bad 
Ems. 

Wir bitten den Herrn Kultusminister, nunmehr auch 
Cochem, der einzigen höheren Schule an der ganzen 
unteren Mosel, au! einer Linie von 120 km von Trar
bach bis Koblenz, durch.greifend aus ihrer Finanznot zu 
hellen. 

Mit Befriedigung sei festgestellt, daß den kommuna
len und privaten höheren Schulen die vorjährigen Zu
schüsse ungeschmälert erhalten geblieben sind. 
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Sie stellten, Her r Kultusminister, uns unlängst die 
Vorlage eines Rationalisierungsplanes in Aussicht -
kein schönes Wort, aber eine gute Sache - , eine Art · 
Flurbereinigung, möchte i"h "agen, auf dem Sektor des 
höheren Schulwese ns im Sinne einer schärferen Durch
führung de1· Begabtenauslese, die ja das A und 0 je
der Schulreform sein sollte. In diese Planung müssen 
auch die in der Umwandlung in Aufbauschulen begrif
[c:>nen Päd<!.g0f:ien sowie rite in Realschulen um~nann
tcn Mittelschulen mit einbezogen werden. Sie müssen 
dort den ihnen gebührenden Platz erhalten. Denn sie 
haben ja eine besondere soziale Aufgabe innerha'lb der 
ländlichen und kleingewerblichen Revölkntmg 7.u er
füllen. Über die Anzahl der auf die Dauer beizubehal
tenden Pädagogien. die für die Übct·gimgszeit in ihrem 
Bestand und Ihrem einstweiligen Ausbau im Etat nicht 
angetastel wurden, wäre in der Planung endgültig 7.ll 

ent~cheiden . Ob man in der Folgezeit in diesen Inter
nats;;ch11len bei ~c-hiil<"rn rliPser Reife die Koedukation 
beibehalten soll, das mögen Pädagogen und Psycho
logen unter s ich ausmachen. 

Es ist jedenfalls ein ergiebiges Feld der Planung, 
Herr Minister, das sich da untet· Ihrer ordnenden und 
glättenden Hand ausbreitet. Diese Planung sollte gleich 
auch mit einem sc-hon seit langem im Kultusministe
rium erwogenen Schulfinanzausgleich verbunden wer
d en. 

Mit. Befriedigung sei noch am Rande vermerkt, daß 
d as leidige Zentralabitur. das die Gemüt.f'r solange in 
Wallung gehalten nat, ebenso wie die zentrale Auf
gab„ns tellung bei der Aufnahme in die Sexta nun 
endgültig in die Geschichte der rhemisch-pfälzlschen 
Schulpolitik eingegangen sind. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Die L;inrlesuniversität. M~i111: - p;;; wurde vorhin be
reit~ von der Berichte1·statterin gesagt -, deren Etat 
bisher als Beilage in vornehmer Distan:r. zum Haus
halts plan des Kultus ministeriums figurierte, ist diesem 
nun auf Ocschluß de:; Haushalts- und Finanzausschus
ses näher gerückt und ihm eingegliedert worden. Er 
stellt mit seinem Zuschuß von rund 6 Millionen DM 
einen recht ansehnlic-hen Posten des Kultusetati; <lRr. 
Bedauerlich. aber im Normalisierun~szug der Zeit ver
ständlich. ist. daß die Studentenzahl von 4962 im Win
terseme::;ter 1950151 ~uf 3783 im Wintersemester 1951152 
zurückgegangen is t ; nedauerlic-h auch, daß es unlän~st 
in der sons t so verhaltenen Atmosphäre der Universi
tät zu e in em Hochschulkrach kam. der dem Herrn Kul
tusminis ter manche Sorge bereih"t hat. Es ist kein 
Gntnd vorhanden - am wenigsten für die Universität 
selber - . den plötzlich ausgebrochenen Kompetenzkon
flikt zwischen Rektor und Kurator ..:u dramatisieren. 
Die anerkannten L eistu ngen der Hochsdmle und lhr 
weit über die Landesgrenzen ausstrc1hlendec: wissen
schaftliches Ansehe n werden nicht dadurc:h berührt. 
Es bleibt zu prüfen, ob ein unsere Universität von ihren 
Schwe10t~rn 11nterc:Phei<lender dualistischer Konstruk
tionsfehler vorliegt. Wir möchten wünschen, daß das 
vom Herrn Kultusminister angekündigte Hochschul
gesetz bald die Ursache der Sp:innungen ausr'ciumen 
und den Hochschulfrieden wiederherstellen möge. 

Wir haben in unserem Lande auch dne Akademie 
der Wiss~nschaften und Literatur. Sie hat Aufgaben 
wissenschaftlicher Forschung, die weit über unser Land 
hinausreichen . Th ri:- HauptaufgabP ist es, die notlei
dende Fol'schung, insbesondere die zweddreie For
schung, zu fördern, dartiber hinaus e;am: besonders 
noch dem jungen Forscheruachwuchs Fot·schernufgaben 
zu steHen. um dadurch eine Abwanderung nach dem 
Osten oder nach df'm Westen tiber den Ozean zu ver-

hindern, die ja zweifellos un~1>rem Volke außerordent
lich schädlich werden müßtt>. Es liegt diesen jungen 
For1'dlerkrllftPn nicht allein und vielleicht nicht so 
sehr an einem Auskommen, sonctf'rn ganz besonders 
daran, ch1ß ihnen Forscher.mfg11ben geste llt werden. 

Die Akademi!' dC'r WissC'n sch<i ften in Mainz ist nun 
an die Regierung herangetreten - nachdem ihr die 
Mittel von anderer Seite bald fehlen werd e n - . ihl' 
einen Zuschuß zu gewähren. Auch die drei anderen 
Akademien in Westdeutschland in Mi.i.nchen, Heidel
hC'rg und Göttingen f'rhalten staatliche Zu~chii~~e von 
den betreffenden Länd!'rn, 

Der Kulturpolitische Ausschuß i;il auf Billen des Haus
halts- und Finanzaussdn1sst's mit der Frage beschäf
tigt worden, ob die bei uns bestehende Akademie der 
Wissenschaften erhaltungs- und förderungswert sei. Er 
hat sich auf den Standpunkt J!lc::;tcllt, daß diese Erhal
tun&s- und Förde1·ungswürdigkt:!il vorliegt, daß das 
Land aber auf die Dauer diese Akademie nicht erhal
ten kann. Andererseits aber solle man angesichts der 
BedE>utong nnd der Leistungen d e1· Akademie ihr rlurrn 
einen <'inm~ligt'.'n Zuschuß die Möglichkeit gel>cn, ~ich 
umzustE"llt-n 11oct aus anderen Quellen Mittel zu be
schaffen. um auf die Dauer beskh"'n %LI könni?n . 

Meine Fraktion schließt sich die$er AufCc1ssung an 
und stdll fulgc1iden Antrag: 

„Bei Kap. 6 wer-den 80 000 DM für die Akademie der 
Wissenschaften und Likn1lur in Mainz eingesetzt." 

Meine Damen und Herren• Im Fort~chreiten unserer 
wirtschaftlichen Gesundung und Finanzkt·aft haben wir 
wachsende Aufmi:>rks~mkeit ::rn<'h dem außerschuti:;chen 
Gebiet unseres Kultu~haushaltE"« ztt1\1wenden, dem. 
was da in buntester Fülle sich unter Kuns l und Volks
bildung d:11·stdlt. Auch KulturhP~it7. verptlichtet! Auch 
K ultur ko~tt:-t Geld~ Vlit~ n-1ü~~Pn P.~ Utt:-l al5l äl testes 
d eutsrn('S Kullurl'IPd sch~'n etw~c: ko~ten l~<:sPn, wenn 
wir und unse1„ Kinder das 1111" zugefallene überaus 
re iche und benE>inE>no;werte Kult11rerbe erwerben wol
len, um es zu bt.-:;itl'.t>l1. 

(ßdfall oci der CDU.) 

Ge, ... oiß. e11 ist noch recht dürftig, w a o: da auf vielen 
Seiten des Et.'lts für Kulturfördf'rung in diesem enge
ren Sinne aullgebracht ist: für d ie Erha ltung von Mu
s~n . Ar<-hiven und BibliothekE"n , für die Betreuung 
von uno;chätzbaren Baudenkmä.IPr>'I ~t'r Vergangenheit , 
von Burgen, .!;;chlösscrn und Alt<>rtiimPrn, für die 
Pflege der f.K1nd!'ch11H des Natursclrntzes, der Boden
rlenkmälf'r, fü~ hildPnde Kun«t , ~hrifttum. Musik. 
Theater \md Film, und nir'h1 zuletzt für die bei uns 
ra~ noch als Neuland anztt<;pr<'ChE"nde Erwachsenen
bildung. Auf manchem dieser Kulturgebiete s ind, zwar 
Immer noch unzureichend, Erhöhungen zu verze ichnen . 
Für die Volk!'.hochschulen erfrf'11lic-herweisevon IOOQOO 
DM Rllf 11'5 000 DM. Rollte. wie 7.ll hoffpn st eht , nn„Pr 
bereits von 175 000 DM auf 400 000 DM ange:,;tiegE>nPr 
Anteil an dPn Werbesendu!'lgen cic>s Süd-West-Funks 
sich dttl"<'h die Einführung ciE<.• zweiten Programms a uf 
Ultra-Kurzwelle noch weiter erhöhen. -;o lieJ.\e sich 
noch manche!! 1mf dem Gebiete der K u lturpflege cr
·reichen. 

Ganz unbefrl<"<!igend alwr l>l!'iht, wa~ ::n1"' F.t<1tmitteln 
für unsere schaffenden Künstl~r getan w erden kann, 
besonders für die bildenden K~in<:tl ·~r . Sie h a b<'n wohl 
am schwersten unkr einer dem Une ingeweihti:'n. fm<t 
unvorstellbaren E'<°isti>nznot zu rlnp;en. Mit Zuschüssen 
allein ist es da allerdings nicht ge tan. A n'1eri;> Wege 
der Hilfe müssen beschritten werden. Wir höre1\ gerne, 
daß das Kultusministerium im v<:>r'!.~n~enl'n .Jahre 200 
Bilder und Plastiken angekauft und 7.Wei Stipcndiat~n 

• 
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einen einjährigen Studienaufenthalt im Koblenzer 
Künstlerhaus bewilligt hat, und daß künftig bei Bau
planungen eine bestimmte Summe für Künstierauf
träge ausgeworfen werden soll. 

Aber, meine Damen und Herren, was ist das für so 
viele? Das Mäzenatentum von ehedem ist tot. Die Neu
besitzenden haben noch kein Verh!Htnis zur Kunst ge
wonnen, zumal nicht zu dem, was man moderne Kunst 
nennt. Man hört zt\\ve:ilen gerade von lhnen den geist
reichen Einwand, früher - . siehe Rembrandt! - hätten 
die Künstler }a auch gehungert, und das habe ihre 
Bilder eher besser als schlechter gemacht. Mag sein, 
daß die Entbehrung da und dort die Triebfeder zu 
höherer Leistung gewesen ist, aber die neureichen 
Kunstbanausen haben doch gewiß das allerletzte Recht 
zu dieser Feststellung. Auch der Einwand: Warum 
malen und musizieren denn dle Kilnstler nicht so, daß 
das Volk sie auch versteht? sticht nicht ganz. Die Kunst, 
wie das Leben, wie die Technik, ist in ständigem und 
manchmal stürmischem Fortschreiten begriffen, so stür
misch, daß sie dem mitet"lebenden Bewußtsein einer 
Generation geradezu davonläuft. Dar'lus entsteht dann 
ein folgenschwerer Bruch, ein tragisches sich gegen
seitig Nichtverstehen-Können. Wer trägt die Schuld? 
Der Künstler doch nur bedingt! Ihm müssen wir im 
Gegenteil dankbar dafür sein, daß er die Fackel der 
künstlerischen Idee, der Idee unserer Zeit, unbeirrt 
um opfervollen Lebensverzicht in die Zukunft weiter
trägt. 

Aber zum Schaffen-Wollen gehört auch Leben-Wol
len und zum Leben-Wollen gehört Leben-Können, und 
so stehen wir vor der Frage, ob wir überhaupt Kunst 
aus unserem Zeitempfinden heraus wollen oder nicht. 
Wenn ja, dann müssen wir auch die Folgerungen dar
aus ziehen, auch die pekuniäru Art. 

Meine Damen und Herren! Ich habe das Etatbewilli
gungsrecht das Königsrecht dH Parlamente genannt. 
Dies auch deswegen, weil es mit ein Recht au! Kritik 
enthält, ein Urteil über Unzulängliches und Versäum
tes. Aber nicht minder auch deswegen, weil auch die 
P!llcht mit eingeschlossen ist, das Geleistete zu erken
nen und anzuerkennen und denen Dank und Anerken
nung zu zollen, die dabei mitgewirkt haben. 

(Bravo-Rufe bei der CDU.) 

Mlt einem nicht aus der Höflichkeit, sondern aus 
dem Herzen kommenden Dank an die Lehrerschaft 
aller Erziehungszweige, an die Kulturschaf!enden die
ses Landes, an den Herrn Kultusminister und seine 
Mitarbeiter im Ministerium für die aufopfernde, unter 
schwierigen inneren und äußeren Verhältnissen gelei
stete Arbeit und Hingabe und für ihre beachtlichen 
A.rbeitserfolge gibt meine Fraktion dem Haushalt des 
Ministeriums für Unterricht und Kultus ihre ,'~ustim
mung. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der CDU.) 

Vlzeprlsldent Bögler: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schäfer von der SPD. 

Abg. Schlier: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Daß die 
Sachen und die Gedanken hart im Raume nebeneinan
der leben, erleben wir in der Provinz d~r Kulturpolitik. 
Das allermeiste von .dem, was mein Herr Vorredner 
gesagt hat, kann ich unterschreiben. 

(Bravo-Rufe und Beifall .bei der CDU.) 

Trotzdem hat sich gerade auf dem Gebiet der Kul
turpolitik aber die erste Spannung ergeben, die noch 
in unser aller Bewußtsein ist. Sie sehen also, wie sehr 

fruchtbar offenbar doch die Kulturpolitik ist und sein 
kann und wie sehr sie es verdient, daß wir sie in den 
Mitt~lpunkt unserer politischen Bestrebungen stellen. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Es ist nun eine etwas undankbare A'..ifgabe, nach 
einigen Tagen Etatberatung aucll noch zum Kulturetat 
Stellung nehmen zu müssen, 

(Abg. Schlick: Man muß sich umstellen können!) 
namentlich deshalb, weil die Wichtigkeit ja schon ver
geben ist. Sie erinnern sich, daß der Straßenbau, daß 
die Justiz und ich weiß nicht, was noch - auch der 
Wohnungsbau -, als erste und wichtigste Aufgabe be
zeichnet. worden sind, 

(Abg. Wclters: l a!) 
- als 1, l a, 1 b bezeichnet worden sind, so daß für mich 
eigentlich nur noch l c übrig bleibt. 

(Heiterkeit und Zurufe bei rler CDU. - Frau Abg. 
Dr. Gantenberg: 1 mit Stern! - Abg. Wolters: 1 

mit drei Sternen!) . 
- Frau Dr. Gantenberg, ob 1 mit Stern oder l c wird 
wahrscheinlich eins so bedeutungsvoll sein wie das 
andere. Wenn der Herr Finanzminister kein Geld hat, 
dann nützen 1 a oder 1 c oder zwei Sterne auch nichts. 
Trotzdem aber wissen wir alle, wie wichtig unsere 
Hilfe auf diesem Gebiet ist. und das, wa~ kh zu sagen 
habe, gilt nicht zunächst oder in der Hauptsache als 
Vorwurf, sondern ich möchte sowohl das Hohe Haus 
wie den verantwortlichen Minister - oder den kom
menden verantwortlichen Minister! -

(Schallende Heiterkeit im Hausf:.) 

darauf hinweisen, welche Bedeutung den Aufgaben 
zukommt; die hier liegen. 

IVIeine Damen und Iierren! Es ist niü"lt ohne Bedeu ..
tung, ob der Mensch z.wischen Trümmern und Schutt
haufen leben muß. Es ist vielleicht nieht so :>chlimm, 
wenn man etwa auf einer Reise von Bingen nach Bonn 
die Ruinen sieht, vlelleicht sogar noch mit dem stillen 

·Bewußtsein: Gott sei Dank, daß die Herren gestorben 
sind und die Zwingburg nicht mehr steht! Wenn aber 
dieselben Erscheinungen uns in unseren Städten ent
gegentreten und an der Stelle von Wohnhäus~rn, Schu
len und Krankenhäusern desorganisierte Schutthaufen 
liegen, so ist das ein Zust;.'lnd, der nicht ungefährlich 
ist, denn dieses Umgebensein von d•m Sch•.itthaufen 
stößt gar leicht de,1 Menschen und namentlich den wer
denden Menschen in ein geistiges Fellachentum zurü<'k, 
aus dem es nur schwer eine Befreiung geben kann. 
Außerdem ist das, was hier an Werten noch nachträg
lich zugrunde geht, bis jetzt noch nicht statistisCh et'
faßt. Wenn Sie einmal ein außerordentlich krasses Bei
spiel sehen wollen, lade ich Sie ein, n'l<'h Ludwigshafen 
zu kommen. Dem Herrn Minister wird wahrscheinlich 
heute noch eine Gänsehaut den Buckel hinunter lau
fen - ich darf wohl so sagen -. aud'l. wenn es ein „Finclc." 
ist, (Schallende Heiterkeit im Hause.) 

wenn er daran denkt, da ß -

{Abg. Heftel: Sein Gefieder ~träubt sich! -
Erneut schallende Heiterkeit.) 

- ich glaube, er hat keine Veranlassung m~hr, heute 
noch das Gefieder zu ~träuben! 

(Heiterkeit! - Abg. Völker: War es gestern schon? 
Abg. Matthes: Kann noch kommen!) 

Aber wenn Sie bedenken, daß un«ere Jugend, die die 
höheren Schulen besucht, doch nach wie vor :loch den 
jahrhundertealten Genius der abend1ändischen Kul
tur, den Humanismus, als prägende Kraft der Bildung 
sich auswirken lassen will, und Sie gehen etwa einmal 
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in die Jägerstraße und sehen diese furchtbaren Zu
stände, dann werden Sie el'leben, daU der Genius sidl 
in die Keller flüchtet; das sind nämlich noch die ange
nehmsten Räume, die in den furchtbaren Ruinen er
halten sind. Der Herr Minister hat fast einen Wein
krampf bekommen, als er das gesehen hat, und wir 
freuen uns, daß er nachdrückliche und ausgiebige Hilfe 
versprochen hat. 

(Bravo-Rufe bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Wir sind außerordentlich 
stolz auf unseren ausgeglichenen Etat, aber machen 
wir uns doch nicht$ vor' Dieser au~gegllchene Etat hat 
seine großen Gefähr!ichkeiten. Abg<>sehen davon, daß 
er uns vielleicht gar leicht in einen Zustand der Resigna
tion hineinversetzt, könnte er die späteren Historiker 
- vidleicht auch die Archäologen. ich weiß es nicht! -
zu der Annahme Vffflihren, df'l.ß entweder bei uns alles 
in 01·dnung gewesen :,;ein muß, oder daß wir mit un
serem Kapital, mit ur.seren PotC'nzen, zu Ende gekom
men sind. Solange die S1.'httt1h;w f<>n nodl in unseren 
Straßen liegen, haben wir kein<'n ausgeglichenen Et.all 

{Abg. Volker: SPhr gnt:) 

Ich bin zwar kein B'inanzs.achv<>rsüinctiger, aber ich 
weiß nicht, ob es nicht besser wäre, wenn in unserem 
Etat diese Fehlbetrage-, die verursacht werden durch 
die Schutthaufen, als Mahnmale stehen geblieben wä
ren, damit wir erstens einmi\I jederzeit daran erinnert 
werden, und :>:weitens jede nur sich bietende Zuschuß
summe - die wir ja offenbar nach den sehr vorsich
tigen Bemerkungen und Diagnosen des Finanzministe
riums erwarten dürfen - dort hiP..lciten. 

Aber es ist nkht nur die Notwendigkeit des Wieder
aufbaus. son<lPrn es ist m1rh diP Notwendi~1<:eit det· 
Verkleinerung der Klas~enstärke in un~eren <;chulen 
gegeben. Meine Damen und Herren, Sie dürfen nicht 
etwa glauben, daß einer Sdlulreform schon Genüge 
getan ist, wenn man eine neue Be7.eichnung einführt 
und die Oberrealsdlule Naturwisscn<:chaftliC'hes Gym
nasium. m•nnt oder noch dn paa[' Schultypen mehr ein
führl. Was unse['er Zeit not tut, ist eine Schulreform. 
die dann beginnt, wenn alles das, was als unmittelbare 
Not uns auf den Nägeln brennt, getan ist. Denn wit· 
wollen unsere .Jungen und Mäddlen ja zu demokrati
schen Staatsbürgern, zu Mensclwn edelster Prägung, 
erziehen. O::is heißt aber, daß wir damit in der Schul
erziehung schon beginnen, und da - ob wir das an
erkennen oder nicht - es Tatsache ist. daß die Haupt
;;ache der Erriehung der Jugend .-.ich auf die Schule 
verlagert hat. ergibi sic.!h die Notwendigkeit, daß wir 
ihr auch in dieser Hinsicht jede nur mögliche Fürsorge 
zuwenden, indem wir aus eino>r Tretmühle - deren 
Eigenschafto>n ihr aus der Vergangl·nheit teilweise we
nigstens noch anhaften - einen fröhlichen Tummelplatz 
cies men~•chlich"!n Gei~tec.: machen. Dazu g~hört nun 
"ber auch eine Ergänzung der politischen Gemein
scha ft.skunrlP. Ich begrüße -:elbstverständlich diese Neu
einführung mit ganzem Herzen, aber. meine Damen 
und Herren, ich weiß auch, daß eine theoretische Be
lehrung· ga;- keinen Wert hat, wenn sie sich nicht grün
det auf eine tägliche, intensive Erfahrung. 

Wenn ich 1910 etwa deutscher Reichsminister gewesen 
wäre, hätte ich den Marxismus als ordentliches Lehr
fach eingeführt. Dabei hätte ich die Garantie gehabt, 
daß kE'in Mensch Marxist geworden wäre. 

(Heiteekeit bei der SPD. - Abg. Matthes: 
s~hr intE'res~ant 1 ) 

Nur die Tatsache, daß die Menschen ihü erlebt haben, 
hat sie zu ihm getrieben. 

So ähnlkh müssen wir es auch bei unserer Be1eh
rung halten. Neben oder über der theoretischen Be
lehrung steht die tägliche Ubung der demokr11thi<'hPn 
Grundsätze in der Schule. kh will es nicht weiter aus
führen, aber Sie ahnen we-nigstE>ns, daß hier nun die 
Reform eim:u~eb:en hat. Dfls bedeutet einen gründ
lichen Umbau unser~s gcaamten Schulwesens. Umo>re 
Jungen und Mädctwn müsse:1 von Anfang an in eine 
A1·L Modellgemeinschaft hineingestellt werden, in der 
sie alle die Tugcndt<n praktizieren können, die w11· 
spätPr an ihnen als demokrafü;che Staat.~blirger en.1-
faltet sehen mögen. 

Dazu aber - ich sagte es vorhin schon - ist eine Ve1·
klefnerung der Klassenst~rke notwenrlig. Da muß ich 
Ihre Aufmel'ks;imkeit vor allen Dingen RHf die Volks
schule lenken. Bei d€'n biihert;>n Sdrnlt>n sind wir dem 
Ideal schon ziemlich m1h1> gekommen - in rlPr höheren 
Schule treffen auf einen Lehrer etwa 20 Sehüle1·. Ich 
weiß wohl, daß man das nicht üher den Da1.1rn<>n pei
len kann, aber eine ungefähre Vergleichs.nöglichkC'it 
gibt es schon. Es entfallen bei den Pti.dag:og:ien 18,5. bo>i 
d<'n Akadcmirn 9,2 t!nd bei den Volks~chulen 50 Schü
lei· auf einen Lehl'eL Der Unterschied ist etwas ~ehr 
groß. Mit 50 Kindern in einer Klas„e >:usammenge
p!ercht kann man keine Demokrnten erziehen und 
keine MensdtPn sich mr vollf'n gei.;tigen F.ntfaltung 
entwicln·ln 1R<>'!P'1. 

(Abg. Dr. Gantt·nlwrg: Sehr richtiff'~ 

Darum ist die Notwendigkeit. geg€'ben, daß vor allen 
Dingen einmal hier hinskhtlid1 der Volks~chulen, die 
den stärksten Druck huben, das Ministerium und die 
Gesamtregierung beim Bunde in dem Bemühen nicht 
nachlassen, daß das ominöse Gesetz i:n endlich eine 
Berichtigung o<ler vielmE"hr F:rgiinz1111g crfährt.. rl:iH 
wir Lehrer oder junge MC'nschen, die nach der Arbeit 
drängen. einstellen können. was momentan nicht mög
lich ist, weil <!er Zwirnsfaden eines Paragraphen uns 
darRn hindert. 

Ebenso genügt es nicht. <fa~ wir diese jungen Men
schen zur Tätigkeit bringen. Wir müssen ihnen aum 
eine F,xi ~tf'n->~ blPtPn, niP sie :wminde>st Vllll der hittf>1·
sten Not befreit. Tch habe mir eint' Auf><tellung geben 
lassen über die w!rtsC'hf'l.Ftlkhf'n MiiglkhkeitPn, cl.ie ein 
solcher Junglehrer h'lt. W€'nn er si<'h bis zum Ende 
des ~On:'lts ohne Schulden durchl1'.C'hungert h11t. kHnn 
t'!r froh ~Pin. 

(Sehr gut1 bei der SPD.l 

Es ist sicherlich ein nicht gerade erhebendes Zeichen, 
wenn in Hamburg oder Brcm~m - ich W l'i!J nicht mehr 
genau, wu es war. 

(Abi;:. 01'. Gantenbcrg: Hamburg!) 
ein junger Volksschuilehrer bei ·der Schulverwaltung 
seine Kündigung einreicht und glcichzdtig um den 
Posten des Nachtwächters bittet, wodurch er 100 Mark 
im Monat mehr erhält. Dat·um also unsere ganze So1·ge 
diesen jungen Lehrkraften, denen Möglichkeiten ge
schaffen werden müssen und künnen. Sdbst wenn es 
nic.il.t möglich sein sollte, das Gesetz 131 außer Kraft 
zu setzen, so muß es doch möglich sein. solange keine 
.f.<'lüchtlinge da sind. junge l\frnschen zu v"'1·wenden. 
Man sage nicht, sie müßten ja doch wieder gehen, wenn 
Flüchtlinge kommen J",s i~t i min""!' lw-.~<>1·. sip sind eine 
Zeitlang vcrw!'ndet. 

Dann haben wir kürzlich d::1~ Berufsschulg~et:>: ver
abschiedet. Vlir h<•b.:'n un~ gefr..,ul. daß wir zu einer 
Form111iert'ng k;mwn, 

(Abg. Dr G~ntr-nhf'rg· ~iP h::ih"n e-. .ia abgelehnt~) 

- trotzdem. wir frt•c• cn Llll~ autL !lt'tl t„ twch , 
(Abg. Matthes: Worüber! - Abg. Dr. Gantenberg: 

Daß die anderen es angenommen haben!) 

• 
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- Sie haben mich nicht ausreden lassen, Frau Dr. Gan
tenberg - auch heute noch als Parlamentarier, ob
wohl unsere Regierung brüchig geworden ist. Warum 
sollen wir uns nicht freuen. Wir freuen uns über das 
Beru!sschulgesetz, wenn auch sehr viel darin enthalten 
ist, was wir nicht wünschen und was wir ganz anders 
gemacht hätten. So sind wir doch nicht, daß wir, wenn 
es einmal krumm geht, böse sind und saure Gesichter 
machen. Also gut! Aber nachdem es nun beschlossen 
ist, muß es auch praktiziert werden. Dabei werden sich 
noch manche Schwierigkeiten ergeben. Und siehe da, 
es ist wieder etwas praktiziert worden, was mir nicht 
ganz einwandfrei erscheint. Es wird nämlich so wer
den, daß das Gesetz nicht eingeführt und nicht durch
geführt werden kann Dann kann sich die Regierung 
in Unschuld kleiden, in Weiß gehen, denn schuld sind 
natürlich die Gemeinden, 

(Abg. Matthes: Die Abgeordpeten!) 

die Gemeinden, die nicht zahlen wollen, und die Kreise. 
Sie sehen das Grundmotiv der moralischen Entschei
dungen aufleuchten. 

(Abg. Schuler: Ich nicht!) 

Scbuld ist immer der andere. Ich glaube, daß das 
SOiar der moralische Sinn der Erschaffung der Eva ist, 
damit jemand da isi, der die Schuld trägt, womit aber 
nicht gesagt ist, daß d~r Adam der Eva die Schuld 
geben soll. Umgekehrt wäre es auch richtig, und ich 
glaube, erstmals war es sogar so. 

Wir begrüßen deshalb alle Maßnahmen, die getrof
!en werden, um den Gemeinden und Kreisen die Durch
führung dieses Gesetzes zu ermöglichen, alle Maßnah
men und alle Anträge, die darau! hinauslaufen, sind 
unserer Unterstützung von vornherein sicher. 

Es wäre noch sehr viel zu sagen, ich möchte aber nur 
einiges davon kurz am Rande streifen. Es ist schade, 
daß der Herr Ministerpräsident nicht da ist. Er hat 
gestern von einer Gemeinschaftsschule in Koblenz ge
sprochen. Ich glaube, hier irrt der Herr Ministerpräsi
dent. In Koblenz hätte es beinahe einmal eine gegeben, 
aber soviel ich weiß, gibt es keine. 

(Abg. Dr. Gantenberg: Das müßten die Koblenzer 
wissenl) 

Die Koblenzer wollten eine Gemeinschaftsschule ein
.führen. Es haben sich aber verkehrstechnische Schwie
rigkeiten ergeben, und deshalb unterblieb es. Es ist 
aber immerhin möglich, bei den Erfahrungen, die wir 
mit dem Postwege gemacht haben, daß die Meldung 
noch nicht von Koblenz nach Mainz gekommen ist. 
Vielleicht trifft sie aber noch ein. 

Den Herrn Kultusminister möchte ich auch noch um 
etwas bitten. In einer der letzten Verfügungen des 
Kultusministeriums ist eine Anweisung enthalten zur 
Durchführung der WQChe der Brüderlichkeit. Sie er
innern sich wohl daran. 

(Abg. Hennig: Nichts ist geschehen]) 

Selbstverständlich hätteri. wir' das gerne gemacht. 
Samstags war die Woche zu Ende, auch die Woche der 
Brüderlichkeit. Donnerstags habe ich die Anweisung er
halten, die ich freitags hinausgeben konnte. Da war 
ein Erfolg natürlich unmöglich, und unmöglich irgend 
etwas zu machen. Denn das muß vorbereitet werden, 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Kuhn: Kann man 
nicht brüderlich sein!) 

damit vergibt m~n im kleinsten Sub~tanz, man ver
schleudert Ansehen. Ich möchte deshalb nicht nur das 
Kultusministerium, sondern alle Ministerien bitten, 
mit ih~en Entschließungen und Anweisungen etwas 

flinker zu sein und namentlich auch den unteren und 
mittleren Instanzeri. ein ·wenig stärkere Vitalität ein
zuimpfen. 

Die übrigen Kapitel nun werden meine Freunde noch 
behandeln. Ich schließe mit dem Wuns<:he, daß der 
Herr Kultusminister eine ähnliche Freude erlebt wie 
die deutsche Wirtschaft seit dem Währungsschnitt, daß 
er nämlich auch einige Milliarden zur Verfügung hat 
·:zur Neuinvestierung. 

(Beifall und sehr gut! bei der SPD.) 

Vfzeprlsldent Bögler: 

Das Wort hat nun der Abgeordnete Martenstein von 
der FDP. 

Abg. Martenstein: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Nachdem gestern hier in diesem Hohen Hause 
ein kulturpolitisches Donnerwetter heruntergefaht'en 
ist, kann ich wohl sagen, daß heute die Stimmung die
ses 'Hauses die Tendenz der Lustlosigkeit aufweist. 

(Abg. Kuhn: Sehr richtig!) 

:Verzeihen Sie, daß ich einen Ausdruck. gebrauche, 
der aus der Börsensprache kommt. Ich bin nicht ge
neigt, dieses Hohe Haus mit einer Börse zu vergleichen, 
doch hat es immerhin insofern etwas mit. einer Börse 
gemeinsam, weil auch hier wiederholt versucht wird, 
diese und jene Dinge auszuhandeln. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich Ihnen dazu 
noch weiterhin sage, daß wir uns in einer besonders 
schwierigen Lage befinden, weil wir nach diesen gestri
gen Schwierigkeiten in eine gewisse Gegensätzlichkeit 
zu dem Herrn Kultusminister gekommen sind, werden 
Sie verstehen, daß ich meine Ausfühl'ungen kurz und 
etwas grundsaWos in dem Sinne halte, daß ich es ab
sichtlich vermeide, in dieser heutigen Auseinanderset
zung auf Grundsätze der Kultut'politik einzugehen. 
Dabei sage ich ausdrücklich, wenn es darum geht, un
sere Grundsätze irgendwie zu verteidigen, werden wir 
immer da sein. Damit komme ich ganz kurz zu den 
einzelnen Dingen, die bei der Besprechung dieses Kul
turetats noch einmal kurz angedeutet und angespro
chen se.in · sollen. 

Eines - man muß immer wieder das Gemeinsame 
sehen - ist uns allen, ganz gleich, auf welchem Stuhl 
in diesem Hause wir sitzen, gemeinsam: Die Aufgabe 
und die Sorge, der deutschen Jugend einen Weg berei
ten zu helfen, der auch durch die Schule geht. Dieser 
Weg durch die Schule ist aber ein Weg, der von uns 
aus politisch zu verantworten ist. Deshalb werden wir 
in dieser Auseinandersetzung um dies~ Schule immer 
und immer zu der Meinung kommen müssen, daß es 
darauf ankommt, so gegenwartsnah wie möglich die 
Dinge zu betrachten und zu beurtt>ilen. 

Wir würden es - um da~ kurz einmal auszusprechen 
- gerne sehen, wenn ed möglich wäre, hier in diesem 
Hause einmal ein ·Volksschulgesetz zu verabschieden. 
Wir würden es gerne sehen, wenn bei der Beratung 
dieses Volksschulgesetzes die Möglichkeit gefunden 
werden könnte, das Problem der einklassigen Schulen 
ungefähr zu umreißen und zu ordnen. 

(Abg. Beckenbach: Sehr richtig[) 
Wir würden zweifellos, wenn es möglich wäre, die

ses Volksschulgesetz hier zu beschließen, damit sehr 
viele Schwierigkeiten unserer kulturpolitischen Arbeit 
der Zukunft aus dem Wege räumen. 

Meine Damen und Herren! Es könnten diese und 
jene Beschwerden vorgebracht werden; ich de nke z.B. 
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an das vielbesprocheae Trierer System, ubc1· das in der 
Pres;;e berichtet wurde. kh Vt.'l"Ziehle darauf, auf diese 
Einzelheiten an7.uspie1Pn. Ieh will Ihnen nur sagen, 
daß uns die.;;e ninge bekannt ..;;md und daß wir es uns 
vorbehalten, gele,;entlkh mit l':ller Entschiedenheit zu 
diesen einz.elnen Fragen Stellung :tl.l nehmen. 

Mf'ine Damen und Herren! Wir haben in unserem 
Lande fünf evangelische und fünf katholische Päd-
3gogien. ·vv„il vorhin der Herr Kollege Schäfer von der 
Zahl der Sf'+idlPr in den eim:elnen Klassen gesprochen 
hat. darf ich hier doch slJgen, dnß mir persönlich die 
Zahl dieser Schüler in den Pädagogien im Verhältnis 
zu der Belegun~ der Kl<is~Pn in anderen Schuleinheiten 
außerordentlich gerin.e: „r~cheint. Aus den Aufat:ich
nung•'ll un~eres Statistischen Landesamt('-;; habe ich mir 
die Durchschnitt~z::1hl von 22 je Kla~se ::1ufgeschriebcn. 

Wenn nun in <:len p;:;dagof2'.iPn 14 Schüler auf eine 
Lehrkraft entfallen, während es bei den Berufsschulen 
200, :IOD und mehr Schüler sind, dann darf ich Ihnen 
doch sagen, d<>ß hier eine Kritik am Platze ist und 
eine Überlegtm,11'. beim Kultu!'ministerium zweifellos 
angeLrachL wäre, vielleicht auch beim Herrn Finarrz
mini~ter - schade, daß er nicht anwe8end ist -, ob es 
hier nicht zweckmä(\ig wärf', ein<:> R~tionali;;ierung die
ses Schulwe~en<: d1.1rch7.1JfilhrPn. 

Meine Damen und Hen·.~n! Wenn man von den Päd
agogien spricht. hat man auch Veranlassung, von den 
pädagogischen Akademien zu sprechen. Ich darf Ihnen 
f;<igen, daß ich mich nicht einmal, sondern mehrere 
Male um die pädagogische Akacl.P.mie m Worms be
müht habe. Die pädago~ische Akademie ist, wie man 
mir immer und immer wiecter verskhect - und ich kann 
den Nachweis erbringen, daß diese Versicherungen auch 
ihre Begründung in sich haben - . gcfährdel Ich habe 
dEn Herrn K11lt11 ~mini~tf·r g<>beten. eine Erklärung ab~ 
z1.1_e,..be11. Der Herr Kultusminister hat gesagt: die p'..itl
<>gogische Akademie bleibt in Worms. Wenn nun in 
dem Etat, den wir heute zu beraten haben, unter dem 
Tit. 854 steht, daß ein Betrag, der in die HunderUau
sende geht, vorgesehen ist, u1n Akademien. zu ver
legen, dann muß man sich doch als denkender Mensch 
fragen: wa~ ist denn nun l.Jecil.J,;ichtigt, wanu11 setzt 
man einen sokhen BPtr:-i~ in d<:>n F.tat ein mit einer 
~olchen Kenn7.Pichnung. 

Wenn weiterhin die dortigen Herren trotz wieder
liolter: Bitte n ihr:et·seits und trotz meiner Vorsprache 
beim Kultusmini:::terium immer nach nicht ihre end
gültige Bestätigung b•_•kommen haben, daß sie in Worms 
~1~ Inh;ihPr einer ordentlichen Planstelle ihr Amt ver
~ c>hen kiinnen, wenn ihnen weiterhin von seiten des 
Kultu ~ministPrinm<i gesagt wird, sie sollten sehr vor
sichtig sein und sich in Wornis keine endgültigen 
Wohnungen zulegen. dann muß doch - w"nn man diese 
Dinge zusammennimmt - gesalJ:t werden. daß damit 
eine Verstiirkung r\es Verdachts gP~ebcn ist, daH es um 
die pädagogische Ak<1demie in Worms nicht besonders 
gut gestellt sein kann, wenn man an ihre .'~ukun.ft 
denkt. 

Weiter darf ich ganz kurz zu den Fr:igen der höhe
ren &hulen Stellung nehmen. Wir h'lben Bltsprachliche. 
neusprachliche und naturwis senschaftliche Gymnasien. 
Ich habe mich gefreut, Herr Dr. Christoffel, daß Sie 
davon gel'edet haben. daß es auch hier notwendig sei, 
einen Rationalisierungsplan durchzusetzen. Wir kennen 
<lie ganzen Schwierigkeiten. Wir wissen, daß ein sol
che!' Ratiomilisi('rt1n~l'plan gut durchdacht sein muß 
und nicht von heute auf morg.~n verwirklicht werden 
kann. Wir sind also nicht ungeduldig. Wir müssen den 
veranlw0rtlkhen MännE>rn des Kultusministeriums zur 
Durcharbeitung einer so verantw0rtungsvollen Materie 
die notwendige Zeit lassen. Ab€'r weil wir ihnen die 

Zeit lassen, Herr Kultusminister, dürf'=n wir Sie daran 
erinnern, daß Sie hier in diesem Hause bei der Bera
tung des vor.iähri!(en Etats erklärt haben, daß Sie sich 
dieser Aufgabe nachrlrücldichst annehmen wül'den. Dali 
dabei die ~'rage der- staatlichen und kommunalen Schul
trägerschaft aufgeworfen wird und damit wiederum 
der Streit zwisctlt.:ll den ein:.:dncn Städten entfacht 
werden karul - die sich um die Priorität streiten -, 
wer von ihnen eine Vcrstaatlich•.mg zu verbuchen ha
ben wird, sei nur am Rande verm<:rkt. 

.l!:s ist auch eine kleine kulturpolitische> Streitfrage 
unserer Zeit, ob man sich für ein Zentn1labitur oder 
ein dezentralisiertes Abitu1· enbeheiden soll. Danken 
m&hte ich Ihnen persönlich, daß Sie das Zentralabitur 
beseitigt haben. Damit ist nach unserer Meinun~ m 
das höhere Bildungswesen eine bessere Ordnun11; als 
früher hincingcbrncht. wol·den. Es gtiJl hier vers~·hite
dcne Auffa~ungcn, und ich weiß, ciall verschiedene 
Abgeordnete dieses H~1usc~ nkht un~etvi Meinung sind, 
abc1· zum Schluß muß ja bei vernünftigen Menschen 
irnin9r wieder irgendwie i:in Knmp1·omiH gefunden wel'
dcn au.> all dem, was an Vt~rnünrtigem aus den ver
scl:liecj.enen Lagqrn votgelrageH wurJ<:n iciL 

Meine Damen und Herren! Es i-;t der Universitäts
streit angesprochen worden. kh fühlt-! mich nicht ne
rufen, hlcrzu Stdiung zu nehmt:n, aU(.'h meine Fraktlon 
nicht. Wil· hatten gewün:sdlt, daß man sich nicht in der 
Öffontlicl:lkeil über diese Dinge unterhält. Lt•ute, die in 
diesen Splüir~·n des Gei~tes zu H„u,.e ~ind, hätten denn 
do-.;h dn l3ci,;p.id geben und mindestens dem Lande 
e1·spilrcn können, d4J.ß inan skh ubcr diese Universität 
zu unterhalten gczwung ... u isl, wenigstens in der Öffent
lic:t.l~cit, in der Presse. Wir, di€ wir doch die Geldspen
dt:>r <1us diesem Haus heraus sind, können dit's~n Her
ren nur empfchh:u, ·..vcnu sie mit dies en Zu.schufümträ
gcn - im R:?chnung.sja.hr.: .;;iml e .> 6,0::!5 Millionen - an 
uns herantreten, d aß sie ein kleines Bei„piel liefern. 

(Au.I;(. Hertel: Sich dieses Opfers würdig zu 
erweisen!) 

Rkhtlg! Meine Damen un<:I H"rnm' Es wur<le hier 
v nn d('r hohen AufJ:!;ibc dC'r Univer~itfit gP-<prochen. F.s 
wäre gam: o;m<)n. ~im f'inm~l ?,"<"]Pf>;<'ntlich mit ein paar 
Sätzen iihC'r \\'erturfril sfreie 'Wissenschaft. über diP~e 
zweC'kfreie> \V'l;:~n;:C'h::ift, 7:11 untC'rh;'!ltf'n. kh habe im 
vorau11 gesagt. daß ich nicht daran denke, auf diese 
Dlnge ein:i:ugehen. Abe1· eines dad idl wiede1· mit Ent
schiedenheit sagen, meine Damen und Herren, und da 
wollen wir alle einig sein: daß wir die Aufgabe haben. 
wenn wir schon mal von Erziehung sprechen, unsere 
Jugend nach wie vor frgendwic zum Staate hinzufüh
ren. Ich weiß, e~ ;st ~mendlich schwer, in der Jugend 
Staatsfreudigkeit zu wecken. Die alle Monarchie hat 
es sd11· vid lcidll.e1· gehabt. Jedes Miirchen fing schori 
an: E~ war eiuma! ein Köiü~; es w<ir einmal ein Prinz 
odei· eine Pl'inzessin. Was können wir dagegen bieten'! 
Wir können nur die nüdllt'l' llt'H AL'f~aben, die diesem 
Staat gestellt sind, zeigen und an die Einsicht, Ver
auLwot·Lung; und Gesinnung des einzelnen Jungen ap
pellieren, und zw:it· in der Hoffnnng, daß er in seiner 
Verpflichtung, die ci· auch ab junger Men~ch ir·genrl
wie in sich fühlt, .i;u der Gesinnung kommt, daf:I er 
diesem Deutschland seine be~dwitkne Kraft zur Ver
fügung zu stellen hat 

\Vie im einzelnen diese Frage der Erzi.-hLmt< 7.Ur 

Staatsfreudigkeit durch~Pbildet und organisiert -wer
den muß. ist keine Sache einer öffentlichen Auss p!'ache 
hier im P!Pnum, ab!'r kh hittP rlPn HPrrn Kultusmini
ster, sich unnntt'!'broC'hen gerade übe„ die'>en gemein
schaftskundlichen Untl"rricht ~ein(' S0rge,.. zu mach(;'n, 
damit wir auf lang~ Sicht. ge~Phf'n in un;;p1·er gemein
samen Bemühung, unser Staatsv1e~en zu festigen. ein 
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StUck vorwärtskommen. Ich könnte mir vorstellen, daß 
z. B. ein Schüleraustausch - der kostet natürlich auch 
wieder Geld - zur Festigung der Staatsgesinnung un
serer Schülerschaft beitragen könnte. 

Eines ist in diesem .Zusammenhang zu sagen noch 
notwendig. Wir brauchen eine Erziehung zur Eht'!urcllt 
vor großen objektiven Werten, meine Damen und 
He1·ren! 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Die besondere Aufgabe der Lehrerschaft ist es, die 
Bindungslosigkeit der Jugend zu diesen großen objek
t1ven Werten zu überwinden, um au! diese Weise :m 
erreichen, daß dieses furchtbare Erlebnis unserer Ju
gend gegenüber den Zeiterscheinungen, wie wir sie zu 
beklagen haben, vergessen w~rde~l kann. 

Lassen Sie mich dann noch kurz etwas zu der be
sonderen Lage der Lehrerschaft in ihrer Gesamtheit 
sagen. Wir haben uns schon wiederholt über die Be
soldung unserer Lehrerschaft· unterhalten; sie ist un
zulänglich. Wir wissen es alle miteinander. Es ist nicht 
eine Sache einer Standesvertretung, wenn hier eine 
Erhöhung der Besoldungsbezüge der Lehrerschaft ge
!ordert wird. Hier zeigt sich ein volkspolitisches Pro
blem erster Ordnung. Das geht - ich wiederhole es 
noch einmal - nicht die Lehrer an, das geht uns alle 
an, das 1eht insbesondere unsere Kinder an. · 

Wenn der Kollege Schäfer erklärte; daß ein junger 
Lehrer eesagt hat, er würde lieber Nachtwächter sein 
als Lehrer - ich kenne den Fall -, s6 hat sich damit 
ein sehr ernstes Symptom an unserem Volkskörper 
überhaupt gezeigt. Es muß unsere Aufgabe sein, alles 
zu tun, um die Lehrerexistenzbedingungen zu verbes
sern. Ich könnte mir beispielsweise vorstellen, daß es 
möglich wäre, den Lehrern, die in abgelegenen Dörfern 
wohnen und dort ihren Dienst verrichten, für die Kin
der, die sie sehr weit in die Schule zu schicken haben, 
eine erhöhte Kinderaeldzulage zu geben, um die er
höhten Bildungsausgaben, die sie für ihre weitwohnen
den Kinder zu tragen haben, besser finanzieren zu 
können. Man könnte sich im einzelnen über diese 
Dinge seh1· gründlich unterhalten; ich verzichte aber 
auch hier ausdrücklich darauf. 

Immerhin darf ich daran erinnern, daß wir uns tm 
vergan1enen Jahr im Kulturpolitischen Ausschuß ·au! 
Grund eines Antrages der sozialdemokratischen Frak
t ion über die Besoldune.sver hältn isse der Lehrerschaft 
unterhalten haben. Es scheint dem Herrn Präsidenten 
unseres Landtages entgangen zu sein, daß der in die
sem Kulturpolitischen Ausschuß damals einstimmig 
a1'.14ienommene Antrag· bisher hier niCht zur Abstim
mung gekommen Ist. Dieser Antrag lautete damals: 

Der Kulturpolitische Ausschuß ersucht die Lan
desregierung, beim Bund mit allem Nachdruck dar
auf hinzuwirken, daß im Rahmen cres Besoldungs
gesetzes die finanzielle Notlage" der Volksschullehrer, 
insbesondere der Junglehrer, beschleunigt gebessert 
wird und zusäztuche Beförderungsstellen geschaffen 
werden. Sollte bis zum 1. April 1952 die endgültige 
Besoldungsreform noch nicht verabschiedet sein, 

- und der Pessimismus hat recht behalten -

so sollen frühzeitig zu planende Vorwegmaßnahmen 
des Bundes obiges Ziel ab dem Etatsjahr 1952 er
möglichen. 

Meine Damen und Herren, ich bringe diesen damals 
einstimmig angenommenen Antrag zugunsten der 
Voll{sschullehrerschaft, insbesondere zugunsten der 

'·. „ . 

Junglehrerschaft, in Erinnerung, und ich bitte den 
Herrn Kultusminister, seinerseits alles zu tun, um dem 
einstimmig angenommenen Antra~ 

(Abg. Dr. Christoffel : Der Antrag ist dem 
Ministerium übermittelt worden!) 

zu entsprechen. Ich könnte zwar noch sehr viel er
wähnen, aber eines darf ich mir erlauben, heute hier 
·zu sagen. Im Kultusministerium sitzen neun Juristen. 
Die Herren Juristen behaupten, die Herren Philologen 
könnten nicht verwalten. Ich weiß, dafür können die 
Herren Juristen alles. Ich bitte die Herren Juristen 
um Verzeihung, wenn ich hier eine Feststellung ge
troffen habe, die sie vielleicht an ihre gelegentliche 
Anmaßung ~rinnert. 

(Heiterkeit im Hause.) 

(Vizepräsident Wilms übernimmt das Präsidium.) 

Immerhin, ich wollte sagen, mir kommt diese Viel
zahl der Herren Juristen in einem Kultusministerium 
etwas verdächtig vor. Das soll das bayrische Prinzip 
sein. 

(Abg. Völker: Dann brauchen wir kein 
Justizministerium.) 

Herr Kultusminister, wenn die Herren Juristen nicht 
schon vor Ihrer Amtsübernahme dagewesen wären, 
könnte man vermuten, daß Sie mit den Pfälzern eine 
kleine bayrische Invasion, die bayrisches Prinzip ist, 
irgendwie veranlaßt haben könnten. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Wir behalten uns An
fragen vor über die Ernennung von Assessoren zu 
Studienräten. Ich weiß, es ist da Ünd dort zu Bean
standungen gekommen. Unsere .tlu!!3-ssung ist, daß 
das Prinzip der Anciennität zu beachten ist. 

Wir behalten uns Anfragen vor über das Musik
institut in Mainz. Wir könnten noch verschiedene wei
tere Anfragen stellen, ich denke an Lehrkräftetagun
gen, die sehr kurzfristig und ohne ernsthafte Vorbe
reitungen einberufen worden sind, so daß zum Schluß 
nichts Ernsthaftes auC diesen Ta1Iungen zustande kom
men konnte. Meine Damen und Herren! Diese Tagun
gen sind deshalb einberufen worden - da; ist meine 
Vermutung, und ich darf eine Vermutung aussprechen-, 
weil noch ein schöner Betrag im Etat war, und 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

ich kenne ja die betreffenden AuC!assungen der zu
ständiien und verantwortlichen Herren, die vielleicht 
sagen: das Geld ist noch da, die böse Finanzbürokratie 
könnte, wenn der Betrag nicht verbraucht worden ist, 
im nächsten Jahr unter Umständen ~ur die verwerf
liche. Idee kommen, den gleichen Betrag nicht noch 
eiiimal zur Verfügung zu stellen, also muß man dann 
schnell eine solche Tagung stattfinden lassen. 

Meine Damen und Herren! Ich könnte noch weitere 
Feststellungen dieser und jener Art machen. Aber ich 
will mich bewußt sehr kurz fassen. Ausdrücklich 
möchte ich aber doch sagen: wir danken dem Mini
sterium dafür, daß Zuschüsse und Darlehen für Volks
und Berufsschulen in Aussicht gestellt sind - die Zah
len könnte man nennen -, für Schulbauten übe1·haupt 
und ähnliches mehr. Es sind sehr viele positive Merk
male im Etat, und wir sind ausdrücklich bereit, das, 
was hier an positiver Arbei t geleistet worden ist, an
zuerkennen. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zum 
Schluß noch kurz eines sagen. Wir wissen, daß Kultur
politik Ländersache ist. So wird es bleiben, solange 
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unsere Verfassungen Gültigkeit haben. Trotz<l.em ge
s teh„ ich Ihnen, daß wir uns alle gefreut haben. 
daß man im Bund€'stag auf Grund eines Antra
ges de r Freien Demokraten dazu übergegangen 
ist, sich über die Schaffung eines Bundeserzie
hungsbeirates zn •mt<>rhrilten. Daß diecier Bundes
erziehungsbeirat ni!'ht die Aufgabe' ein~ Bundes
erziehungsministeriums übe rnehmen kann, das wissen 
wir auch. Aber wir wissen, daß, wenn er einmal ar
beiten sollte, er begründete Empfehlungen doch her
ausbringen kann, wahrscheinlich wird er sich über
haupt auf begründete Empfehlung~n beschränken. Ich 
kann mir vorstellen, daß, wenn große Pädagogen und 
vernünftige Männer im Erziehungsbeirat mitwirken, 
die Wirksamkeit dieses pädHgogischen Beirates durch 
seine geistige Autorität sich denn <loch in d?r <teut
schen Bildungspolitik einE's Tages fruchtbar zeigen 
wit·d. 

Lassen ~i<> mi".'h meint-- kurz<:>n Ausführungen mit 
die:;er unset·er Hoffnung beendP.n. 

(Beifa ll bei den Reg1en.1ng<>parteien.) 

Vizeprä10ldE"nt \'Vilms: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Asholt von der 
SPD. 

Abg. Dr. Asholt: 

Meine sehr gee-hrten Damen und Herren! Wenn ich 
mit· die gelichteten Reihen zur Rechten ansehe, dann 
sieht es beinahe so aus, als r.eige die SPD ein größeres 
Interesse an der Kultur als die Fraktionen, die zur 
Zeit die Regierung bilden. 

Im übl'ig1m soll das die einzige polemische Spitze 
sein. kh will mich wegen dE'r Kürze der Zeit auf rein 
sachliches b€'schränken. 

Ich muß sagen, aus bt>~timmten Gründen haben wir 
den Eindruck, als wenn nach der Konsolidierung im 
h öheren Schulwesen, die einen ausgesprochenen re
staurativen Charakter hatte, nunmehr eine gewisse 
Stagnation eingetreten wäre. Gewiß, rein äußerlich be
tradlld, ist in dem vergangenen halben Jahr etwas 
geschehen. Es sind einige kommunale Anstalten ver
i:l<1<1tlicht worden oder s ie werden verstaatlicht. AbE'r 
selbst Herr Dr. Christoffel traut seineom elgen<.'n Kul
tusministet· mit dem geforderten Ration!'>lisierungsplan 
so wenig, daß er auch noch eine Verstaatlichung der 
Schule in Cochem verlangt. 

(Abg. Dr:. Dr. Christoffel: Nein, nur eine 
Unterstützung.) 

- Ich h;:i he das wenigstens so VC'rstanden ! 

(Abg. Dr. Dr. Christoffel: Dann hahen Sie das 
falsch verstanden.) 

KollPge Martenstein hat schon ausgeführt, daß wir 
dem Kultusministerium eine gewisse Zeit zugestehen 
müssen, bis det· Rationalisierungsplan durchgeführt 
wird, wetl e r gründlich bearbeitet werden muß, aber 
andererseit!' haben wir das Empfinden und die Be
fürchtung: es kann doch alles ziemlich reichlich auf 
die lange Bank geschoben werden. Außerdem, Wal! 

uns dringend am Herzen liegt - ich habe das im vorigen 
Jahr ausdrücklich IJo::hml -, die Durchführung soll sich 
nicht in einer äußeren organisatorischen Maßnahme 
erschüpfen, sondern sie muß verbunden werden mit 
einer ent~chiroenen St.'hulreform. Diese entschiroene 
Schuh-eform kann nicht - ich möchte mkh mal so aus
drücken - in einem luftleeren Raum gemacht werden, 
sondern sie kann nur gemacht werden in Verbindung 
mit den anderen Ländern. 

In dem Etat sind neuerdings 8000 DM e ingesetzt als 
Beitrag für das St'k1·ptariiü der stänctigt'n Kultusmini
sterkonferenz in Ronn . Ich hoffe. daß diese ständige 
Kultusministerkonferenz über das Stadium der Kom
P<'tC'n~konflikte im:wischen heralt~gekommen i!<t, ?:1tmRl 

In Bonn immer wieder das m:ißlo~e Dur<'heinander 
1 • um:erer höhnen Schulen demonstri t>rt wird. Die Kin-

. ! 

der der nach Bonn versetzten Beamten mii!<sen Pri
vatunterricht nehmen, um "ich in die dortigen höheren 
Schulen einzuschul~·n. AnclPM geht E'" ~'Ir ni<'ht mE'hr. 
Wir haben Engli!<eh, FrAn7.iisi·srli . Latein als Anfangs
unterricht - wenn man Rus~ism nicht dazu nimmt -, 
das sind sctlon drei verschiedene Schultypen. Wen!\ 
man diese Schult~n durch die einzelnen Typen d'<'r 
Länder ergänzt, dann giht f'·S auf dem höheren Schul
we;;~n Pin he-ill.r,.s~~ Durt-he-in~nctf'r. 

(Abg. Ft•au Dr. Gantenbcrg: Vielfalt, 
nicht Durchcinandel'.) 

- Eine Vielfalt , die so „tal'k ist, naß sich at1rn der Fach
mann nkht mehr duffhfinden kann. kh "laube ni<'ht.. · 
daß ein Fachmann in der Lage ist, die einzelnen Schul
syste-me irgend\\•ic aurzu1.i\hlen 11nrl vor a llen Dingen 
zu interpretieren. So lst es nun einm~I und daran kann 
nichts gcändrrt wPrdt'n, wenn ni<.'ht ein gam: starker 
'\Vllle zur Einheit durchkommt. 

(Beifaii hei d e 1· .SPO.) 

Gewiß, es gibt auch im Lande Möglichkeiten - ich 
möchte beinahe sagen - auf eigene ~'au;;t eine Schul
reform zu t.rcibcn. Die Herren vom Haush~lts- und 
Flnanzausschi.tß ~rinnern sich. d::iß der Kultusminister 
Schwierigkeiten hatte wegen der Umwandlung der 
P1lrlngogicn, ttnd man hatte Bt>denkE'n, · ihm vo1· allen 
Dingen noct't die f!. Klasse 7.\1 bewilligen. Man s<1gtr: 
es sollte doch eigentlich abgebaut werden, nun werden 
neue Furdt'rungen ge~lellt, das sei ungefähr so, als 
wenn ein. Sparkommissar t:in~dührt wird, der e1bt>l' 
dann zunächst einmal Anträge stellt, ihm eine Riesen
summe für s('in BiirQ zur Vf"rfiig11ng zu stellen. Auf 
die Einwendungen der Mitgli<>der deii Kulturpolitischen 
Ausschuss~ bat sich dann rler Hau,:halts- und Finanz
ausschuß, mit großen Bedenken allerdlng;;, d azu ent·
schlüs,;en, d iese 6. Klasse zu bewilligen, weil das in 
den gesamkn Schulreformpfan hii1eing<:>h0rcn !'otlte. 
Nun sage ich, <lf'r Herr Kultusministf'r kann auf die
sem Gebiete tatsächlich auf eigene Faus t SdlUlrE>form 
treiben. Wfr haben eben gehört , rlaß <li"' Pädagogien 
außergcwöhnlkh hoch dofü·rt sind, rn daß nur auf 
diesC'm Gebiete tatsä<'hlkh einnuil l"i11 f~xp•·rimPnt. mög
lich ist , und zwar in der Art, o:!Aß wir rlringP.nde For
d1>rungen unsE'rcr Zeit erfüllen. UnQerc höheren Sd1u
len kranken an einer sol<'hen ÜbE'rz>ihl von Stunden. 
da!l vor einiger .Zeit einmal eine Zeitung ausgel'cchnet 
ha l: der Sehlilt>1· hat ;~s Unterricht~stun<len und 24 
Stunden muß et· ,;kh zu Hause vorhet'e it..,.n . r:ial' ist 
mehr als eine ~chwerstarbeit. Es kann mfll wirklich 
insofern E'tn Experiment durctlgPführt werdPn . ::ils mfln 
sicti i:i111 viellPicht 20. ;il!i:'rhüchstens 24 wisseni:chaft
lirnE' StundPn mit klarer Ah,:id1I. und Bewußts<'in be
srnränkt und auf eine Fremdsprache, dafür aber viel
leicht die Obcrstufr ~:lbdt. kh will nur Andeutungen 
mach«>n. Wenn wir die Dinge überhaupt nicht anpak
ken, dnnn bleibt eben tatsächlich alles beim alten. Die 
Hauptforderung auf diesem Gebie te be!'.teht darin. 
daß wir trotz aller Mannigfaltigk<'it. die wir im Kul~ 
tui:.leben wüm:chE'n , noch eine gcwii:se> Einheit hab<'n 
müssen. Hoffentlkh kommen wirkli<'h ctie Kultusmini
ster dt>r Länder pndlich einmal zu f'inE'm ff!1n?: klaren 
deutliche>n F.nt$chluß. Dit" UnivE'rstt;itsprofe~sot·en kla
gen nach wie vor ühPr mangeln<iP Vorbildung, die All
gemeinbildunl'( fehl€' den Stttd€''11 f'n. de~halb d!is Stu• 
dium ~ene1·ale. Auf der anderen Seite wird über 

• 
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'Oberbelastuni der Schüler geklagt. Diese Klagen sind 
so alt, daß wir sie fast leicht nehmen. Der Schüler 
wird ja gezwungen, In seiner Art mit diesen Dingen 
fertig zu werden. Er tut das einfach nicht, wozu er 
durch Lehrplan und Anfonforung gezwungcm werden 
soll. Das gibt eine falsche Einstellung zur Schule sel
ber. Für ihn kommt es nur darauf an, nicht etwas zu 
lernen, sondern durch die Schule hindurchzukommen, 
um die Reifeprü!ung zu haben. 

Da ist allerdings der Herr Kultusminister den Schü
lern entgegengekommen. Von bestimmter Seite wird 
gesagt, er wäre übermäßig w::!it entgegengekommen, 
nämlich durch die Aufhebung des Zentralabiturs. 

Ich will nicht so weit gehen, daß ich da3 gerade als 
eine pädagoglscht> Tat hinstelle, wie es von ·gewisser 
Seite getan wurde, wobei allerdings persönliche ·Au!
!assungen und Verhältnisse mit hineinspielen. Die eine 
Seite ist aber sicher wieder sehr problematisch ge
worden: die Auslese. Mit dies<'r Methode ist - ich 
möchte beinahe sagen - das Ausleseverfahren wieder 
aufgehoben worden. 

Es ist auch sehr fraglich, ob man· mit· einer Auslese, 
mit numerus clausus und dergleichen überhaupt die 
Frage lösen kann, und aus diesem Grunde wiederholen 
wir noch einmal an dieser Stelle die Aufforderung zu 
einer echten und entschiedenen Schulreform. Wir haben 
nämlich tatsächlich die Sorge, daß man nicht damit an
fängt, weil man im Grunde alles beim alten lassen will. 

Ich will nun noch auf di~ Frage der Universität ein
gehen. Von meinem Fraktionsfreund Hertel ist eben 
der Ausdruck iebraucht worden, sich dieses Opfers 
würdig zu erweisen, hätten die Universitätsprofessoren 
versäumt. Wie groß dieses Opfer ist, das mögen die 
nachfolgenden Zahlen beweisen. Im Jahre 1949 sollte 
die Universität 3,5 Millionen bekommen; das hat sich 
dann allmählich gesteigert auf 4,9, 6,8, und jetzt sind 
wir bei 8,7 Millionen 'angelangt. Ob die Universität 
nötig war, will ich dahingestellt se.in lassen. Am Rande 
unseres Landes liegt eine Reihe von Universitäten. 
Wenn wir die Gesamtsumme der Mittel für die Uni
versität einmal vergleichen mit dem Plan, den Fl'au 
Staatssekretär Dr. Gantenberg vor einem Jahr aufge
stellt hatte zum Wiederaufbau !triegszerstörter Volks
schulen, in dem 27 Millionen angesetzt waren, dann 
wäre, wenn wir die Universität nicht hätten, dieser 
Plan mit drei bis vier solcher Haushaltsjahressummen 
durchzuführen gewesen. Wir sind durchaus nicht Geg
ner der Universität. Sie ist da und sie erfüllt ihre Auf
gabe, aber man kann die Dinge auch einmal von einer 
anderen Seite aus betrachten. 

Etwas möchte ich noch zu dem Geist der Univetsität 
sagen. Ich habe im Oktober an dieser Stelle betont, 
daß Rheinland-Pfalz an und für sich kein Pflaster sei 
für neo!aschistische Besfrebungen. Aber es ist an der 
Universität etwas eingetreten, was doch zu einer ge
wissen Vorsicht mahnt. Ich erinnere an die · Asta
Versammlung wegen des Veit-Harlan-Fllms. Es hat 
sich iezeigt, daß eine kleine neofaschistische Gruppe 
sich dort gebildet hat. Es gilt hier wirklich das latei
nische Wort, daß man den Anfängen widerstehen muß, 
und man muß auch ganz klar Stellung nehmen. Es ist 
- ich glaube, der Herr Kultusminister l,lat dasselbe 
!estgestellt - außerordentlich i:u bedauern, daß bei die
ser allgemeinen Studentenversammlung kein Professor 
zugegen war - Professor heißt Beken,ner! -, daß kein 
Professor den Bekennermut aufgebracht hat, in die 
Versammlung hineinzugehen und gegen diese Dinge 
zu protestieren! ' 

(Starker Beifall bei der SPD!) 
Das wäre ihre Aufgabe gewesen. 

• ." .. 

Ich komme nun darauf zurück, daß versäumt worden 
ist - ich will durchaus nicht behaupten, der Herr Kul
tusminister habe die Schuld - den Erlaß zur Stellung
nahme zu der Frage der Brüderlichkeit vor einigen 
Wochen rechtzeitig bis zu den unteren Instanzen zu 
schicken. Ich wlll auch durchaus nicht anregen, daß 
man kontrolliert und überwacht, abe!' es wäre jeden. 
falls sehr interessant für den Herrn Kultusminister, 
wenn et bei allen den Veranstaltungen, soweit sie 
stattgefunden haben - ob sie stattgefunden haben, ist 
eine andere Sache - einmal hätte Mäuschen sein kön
nen, um zu hören; was dort gesagt WOl'den ist, ob wirk
lich klar und deutlich Stellung genommen worden ist 
zu dem Wiederau!keimen des Antisemitismus, und ob 
klar und lleutiich herausgestellt wo;:-den ist, daß sk:h 
das deutsche Volk unter Hitler mit einer Kultur
schande schlimmster Art beladen hat. Ich habe vor 
einem halben Jahr meine Ausführungen mit Betrac11-
tungen über die politische Erziehung abgeschlossen. 
Gut - damals ist sogar hier im Landtag der einstim
mige BesC'hluß gefaßt worden, in atlen Schulen die 
Staatsbürgerkunde einzuführen. Nun haben wir durch
aus berechtigte Sorgen wegen der Durchführung. Au! 
der Versammlung der StudiendirektOl'E!n hat Herr Ober
schulrat Eiserle einen sicherlich ganz ausgezeichneten 
Vortrag gehalten, den wir auch anerkennen, aber es 
wurden auch einige Stimmen laut, die - ja, !eh will 
mich einmal so ausdrücken - uns sehr wenig ermutig~ 
haben. Wir sehen tatsächlich die Dinge mit einiger 
Skepsis an, weil wir nicht wissen, wie alle diese :b'ra
gen in den höheren Schulen lx!handelt werden sollen. 
Als der Herr Kollege Markscheffel damals sagte, wenn 
die Lehrer nicht geeignet sind, diesen Unterricht zu 
geben, hier sitzen die Damen und Herren des Parla
ments, die sich gern alle freiwillig zur Verfügung stel
len, so verstehe ich gewiß, daß die Lehrer es n ic.~t 

wünschen, wenn von außen her in den inneren Betrieb 
hineingerochen wird - ich will mich einmal so aus
drücken; ich gehe aber sogar so weit zu sagen, daß 
es unseren Schulen durchaus nicht schaden \\ ürde, 
wenn die Elternbeiräte auch einmal an-• Unterricht 
hospitieren könnten. 

(Beifall be.i der SPD!) 
Herr Kultusminister, Sie müssen darauf achten, daß 

sich die Sc-hule nicht einfach abkapselt und abschließt. 
Ich verfolge alle Berichte über die Kreislehrerkonfe
renzen, soweit sie mir zugänglich sind. lch sehe fut:hr, 
sehr wenig, daß von staatsbürgerlicher E1;.ziehung auf 
diesen Konferenzen die Rede i.st, und vor allen Din
gen sehe ich nicht und erfahre nichl, daß hgendwie 
Außenstehende und Politiker zu diesen Konferell~en 
mit Referaten hinzugezogen werden, was icli. nach wie 
vor für dringend notwendig halte, und zwar schon 
allein aus dem Grunde, daß die Lehrer die eim~elncn 
Politiker in ihrer Tätigkeit kennen und würdigen ler
nen. Herr Dr. Chris~offel hat auf den großen Sozia
listen des Alterturns 1 Platon> hinge'.v!esen, dessen Auf
fassung dieselbe ist, die '!'ir hier im Landtag <ille 
haben, nämlich, daß Erziehung immer politischen Cha
rakter hat - nicht im parteipolitlschcn Sinne. durch
aus nicht, das betone ich hier an dieser Stelle. Aber 
wenn man die Parteipolitiker madig macht, dann macht 
man damit die Politik auC'h madig, 

(Beifall bei der SPD.) 
und deshalb betone ich nochmals, es ist notwendig, daß 
wir gerade bei den Lehrern und berufenen Erziehe rn 
eine solche falsche Auffassung bekämpfen und sie 
dazu bringen, in der Politik nicht ein übles Handwerk 
zu sehen, sondern dte höchste Aufgabe, die wir im 
Staat haben. 

(Starker Beifall bei der SPD.} 
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Vizepräsident Wilms: 

Das Wort hat der Abgeordnete Beckenbach von <!er 
SPD. 

Abg. Beckenbaclt: 

Her r Präs ident! Meine Damen und H~n-en ! Rs kommt 
mir nicht 7.U, mich hier iihPr die Auffassung mein<'1' 
Partei in be7.ug ;:iuf Kultur und Bildung aus1mlasscn , 
das wurde von meint-n beitien Parteifreundi,>n, die dazu 
l..1.-rnr„11.,.1· i:ind als ich. in sPhr eindringli<'her und wPit 
gehender We ise getan. Idt habe mich nur gewund<.>rt. 
daß die Kollegen von der CDU so gelacht ha~n, als 
mi>in Freund S chäfer übf'l' die Kultur, so wie er sie 
auffaßt und wie er sie gesehen hat, sei'ne Ausfüht•;m
gen machtt!. Ja, es \st eine eigene Sache um die Kul
tur und um die Bildung. Ich will nicht annehmen, daß 
das e in Beweis da für i>:t, daß die CDU znm erstenmal 
erkannt ha t. daß wir auch einen St~ndMdbegriff von 
Kultur und B ildung haben. Jch wollte das nur am 
Rande vermerken. meine Damen und H~rren , um das 
in d as 1i d 1tig ':! Verhältnis zu bringen. 

(Ab.I{. Spics: Was soll das?) 

- Gut. ich habe mich verpflichtet gefühlt, darauf hin·· 
zuweisen. n!:'hmPn Si<> PQ auf. wie Sie es für notwenoig 
halten. Ich be tone noch einmal, ich ha~ nur die Ab
sicht, mit e inigen w enigen Siit7.f'n n<>eh einmal auf 
dn sehr heikles Thema einzugehen, das uns in der 
zuri.ickliegenden Zeit beschäftigt hat. Mein Freund 
Schäfer hat schon diese Frage gestreift, es ist die Be
rufsschule in unserem Lande Rheinland-Pfalz, wie 
sit• ;;kh je tzt a uf det' neuen gesetzlichen Grundlage des 
neu verabschiedeten Berufsschulgesetzes darstellt. 
Freund Chri~toffel hat erklärt - ich betone ausdrück
lich F r e u n d Christoffel, denn wir haben ja mal zu
i:ammen gefunkt und sind dabei Freunde geworden -

(He ite rk.-it im Hau~f'.) 

er ha t betont, d aß die Kultm· Geld ko!'tPt, und das 
w ar da!' Moment., Fra u Dr. Gantenberg, was uns so sehr 
gegen dieses n eue Beru fsschulgesetz jn :.einer Auswir
kung eingenommen h a t und was un!! auch bewogen 
hat - hauptsächlich bewogen hat -, diesem Berufs
schulgesetz zunächst nicht unsere Zustimmung zu gP.
b en . Grund<:iit1.liC'h dürftt- tier Standpunkt meiner Par
tei klar sein. Wir s t.ehen naeh wte vor auf dem Stand
punkt, daß d as Ber·ufsschulwesen wie das gesamte 
Schulwesen .eine Aufgabe des StaatP!' ist. und es lit-gt 
meines Erachtens nicht im Inter„sse deL· Bildung, die 
in diesen Berufsschulen vel'rnittelt werden soll, wenn 
man ~ie Körper~h aftE>n aufbürdet. die finanziell bei 
weitem nicht in der Lage sind, diese Aufgabe zu er
füllen. Wir müssen uns darüber klar sein, daß die 
neuen Träger. d ie Kreise, diese Aufgabe nkht erfüllP.n 
könne n. Wir erseh„n a 11s dem Haushalt, daß die Be
lastung des Staates aus dem Berufss.ctiulgesetz, wie es 
jet7:t vorliegt, 3.2 Millionen MHrk hetri\gt. 

(Abg. Dr. Christoffel: Plus 1 Million für 
Be rufsschu lbautE>n , gleich 4 Millionen!) 

Gut. das s ind dann 4.4 Millionen M.llrl<" Herr Kollege 
Christoffel. Dann muß ich aber auch die ~samthe
lastung ne1ch de r sachlichen Seite hernnziehen; die 
Gesarnt.l:ll'lastung. die sich am: dem Berufsschulgesetz 
c1·gibt. beträgt dann 18,5 Millionen Mark, gan7. vor
sichtig geschä tzt. We>nn man z. B. die Zahlen von Herrn 
Landrat Salzmann zugrunde legt, die er uns verschie
denll ich unterbre itet h at , wird diese Z11hl noch sehr 
viel höher werden. Aber nehmen wir i,>inmnl die untere 
Grenze an. lB.5 Millionen. Von diesen l8.5 Millionen 
Mark trägt das L and 4.5 Millionen Mark. St~Jlen Sie 

sich einmal vor, meinE- Damen und H erren. di1ß die 
2.nder<!ll 14 Millionen von den Stadt- und Landkreist.:n 
aufgebracht werden müssen. Selbstverständlich sagen 
wir, daß sie aufgebra<.:ht werde n m(issen im Laufe de r 
ntichs!<'n fünf Jah1·e . Meine Damen und Herren, ich bin 
kein r'achmann, ab\·r die ganzen Äußerungen, die mir 
jetzt von Landräten und Bcrufsst.:hullehrern ?.uge tragen 
wur·den, lassen für midi klar und unzweideutig e r
kennen, daß es völlig unmöglil'h i~t. d aH diese 14,5 
Mill iont'!I l\fork in fünf .Jailn.•n von Ull~t!t"t! ll Stadt- und 
Landkreisen aufgebrneh! werden können; das is t völli~ 
mtsgcsch1os;:cn. D<ts ist für un~ ein Grund gewe5en. 
warum wir sagten, so kann es nicht gehen, so kann 
m~m kC'inc Berufsschulbildung aufbauen, das ist nttt· 
zum Nachteil dl:'l' Berufs><d1ule. nur zum NaC'hteil der 
Bildung. die in den Berufsschl1len vermittelt werden 
soll. Fl'au Dr. Gantenberg, das hat mich bewogen, zu 
sagen: Nein, so geht es niC'ht. 

(Ft·au Abg. Dr. G;i.ntenberg: Wie wollten Sie 
es denn machen'!) 

- lch stehe auf dem Standpunkt. fli1· die nächsten 
fünf Jahre hätte das Land mindestens pro Jahr 3 Mil
lionen Mark meht· üb••rnehmt-n müssen. 

(Frau Abg. Dr. Gantenbcrg: Wen.den Sie sich 
damit an den FinanzausschuH!) 

- WohC'r es genommen werden sollte? Der H err Fimm7.
minister hat uns einmal erklärt - ich will das nur am 
Rande beme-rken -. daß er in seinem Etat noch so eine 
stille Rf'sl"rve hätte. die einmal mobilisiert werden 
würcli>, wenn die Forderungen des Herrn Sd1äfCer sieh 
in dem Umfang bewahrheiten sollten, wie er befürch
tet. Da stand ich auf dem Standpunkt. die Bildung in 
unserem Lande geht vor! Wenn 'Nir 3 Millionen in 
diesem Jahr vorabgewgcn hätten von den stillen Re
serven, aut die der Hen- Finanzmini><t~1· so s tolz war 
in der letzten Beratung im Haushalts- und Finanz
ausschuß, \Venn wir die in die Bei-ufsschulen gesta:kt 
hä tt.en , 

(Zuruf dL'S :'\bg. S pies !) 

- Sie li<tben <.lets vielleicht nicl1t gt!st'hen. Herr Spies. Sie 
wa1·en ja nichl dabei, das nur am Rande - . wenn wir 
dicsc 3 Millionen in diesem Jahr in die Ben1!ssd1UJe 
gcstcc.:kt hätk n und Hen &:häffe1· hä tte sie nicht be
kommen, um eine Wehnnacht aufzubauen oder zum 
Wew·beiti·ag eine Leistung zu V(lllbringen, die er glaubt 
in .Höhe von 11,5 Milliarden vollbringen zu m üssen. so 
wär·c das, glaube ich, mehr im Interesse unsere r Be
völkerung gewesen. Aber über die finanz technisch~ 
Seite will ich mich nicht weite1· auslas sen, ich möchte 
nur crwälmen, Frau Dr. Gantcnberg, daß mir vor 
einigen Tagen der Finanzminister eines anderen Lan
des gesagt hat: wc1· nicht den Mut hat, im Interesse 
der E1·haltuu~ dt:s Landes und der Ed1öhung der Lei
stung des Landes mit Schulden umzllgehen und Schul
de n zu machen, hat seine Au.fgabe nicht richtig erkannt. 
Aber, h a t er erklärt, mit Schulden muß man umgehen 
können: Das · ist eine Frage dcs ausgeglichenen Haus 
halt~. 

(Lebhafte Heiterkeit und Beifall bei de r S PD.) 

Meine beiden Fr€unde, die ja Leht·<.>r sind. haben dif' 
uns zustehende Zeit beinahe in Anspruc:h ge nommen. 
und es ~n nom f'inf'r meiner Freund~ reden . kh 
milchte mim f'lnem persiinlic-hen AnliPg1>n w idmen. Sie 
ha~n den Antrai;! 111251 der Fraktion d E'I' SPD vor
liegen. "Da werden 8i<' alle sagen. die re i<:he n Rhe in
hessen kommen wif'der, die können nicht genug be
kommen. In dies~ Antrag n 1'2:;t meine r Fraktion wird 
der Landtag beauftragt• 7.U bc~C'hließcn . den Herrn 
Kultusmini!';tt'.'r oder d<>n Herrn Fina1w.1nin i"t"'r und 

• 
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auch in Verbindung damit den Herrn Innenminister 
. meinetwegen zu beauftragen, den neuen Trägern der 
Berufsschulen Im Regierungsbezirk Rheinhessen eine 
gestaffelte Sonderzulage für die nächsten vier Jahre zu 
gewähren, weil sie nicht in der Lage sind, die in Rhein
hessen bestehenden, voll ausgebauten" Berufsschulen -
wie sie in anderen Kreisen vielleicht in fünf oder sechs 
Jahren erst Wirklichkeit werden - mit der vollen Last 
jetzt schon zu übernehmen. Das Nähere geht aus der 
Begründung hei:vor. Es ist dies um so notwen(liger, weil 
Nachforderungen an Personalkosten für die Berufs
schuleQ. in Höhe von 1,3 Millionen Mark für die bei
den vergangenen Jahre zu leisten sind, die sich grün
den auf die frühere hessische Regelung, daß 75 v. H. 
der Personalkosten der Berufsschulen von den Land
kreisen zu tragen sind. Diese Träger sind in Rheinland;. 
Pfalz so in die Enge gekommen, daß sie unter keinen 
Umständen ln der Lage sind, diese beiden Belastung.en, 
und zwar der nachfordernden Jahre und auch der voll 
laufenden Jahre von 1952 ab, zu übernehmen, wie es 
dfJ.s Gesetz bedingt und verlangt. Wir haben uns im 
Haushalts- und Finanzausschuß weitgehend über die 
Frage unterhalten. Wir haben damals immer behauptet, 
man kann nicht einseitig die Verpflichtung zur Zah
lung von 75 v. H. Kosten aus einer Verordnung eines 
anderen Landes herleiten, ohne auf der anderen Seite 
zu prüfon, ob die Kreise d'es eigenen Landes durch 
dessen Leistungen in der Lage sind, diese 'Belastung zu 
übernehmen . .Mir liegen jetzt vor die Vergleiche zwi
schen den Zuweisungen an die Kreise und Gemeinden j 
in Hessen auf Grund der in Hessen gültigen Finanz- J 

ausgleichsgesetze und der gleichen Zuweisungen hier 
in Rhelnhessen a u! Grund des rheinisch-pfälzischen 1 
Finanzausgleichsgesetzes. Die Schlüsselzuweisungen be- 1 

tragen pro Kopf der Bevölkerung für 1951 in Hessen · : 
8,33 DM, in Rheinland-Pfalz 3,34 DM, die Landkreis
schlüsselzuweisungen !n Hessen 4,89 DM, in Rheinland
Pfalz 2,75 DM. Die Zahlen liegen auch für 1949150 vor. 
kh will sie nicht alle aufzählen, sondern nur beweisen, 
daß, wenn wir nach denselben gesetzlichen R ichtlinien 
die Zuweisungen erhalten hätten, und wenn wir die 
Leistungen für die Personalkosten der Setufsschulen 
an das Land aufbringen müßten wie in Hessen, die 
Stadt- und Landkreise in Rheinhessen pro Jahr 
854 000 DM an Gesamtzuweisungen mehr erhalten hät
ten, als das jetzt auf Grund der gesetzlichen Bestim
mungen. im Lande Rheinland-Pfalz der Fall ist. Dann 
wäre es uns leicht möglich gewesen, diese 624 000 DM 
aufzubringen, die wir pro Jahr nachzahlen müssen. Aus 
diesem Grunde bitte ich das Hohe Haus, _dem Regie
rungsbezirk Rheinhessen auch nur in etwa Gerech
tigkeit widerfahren zu lassen und diesen Antrag II/251 
der Fn1ktion der SPD anzunehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizcprlisldent Wllms: 

Das Wort hat nunmehr der. Abgeordnete Gänger 
von der SPD. 

Abg. Gllnger: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
mein Schicksal, hinter Schullehrer- und Weinhändler
Freunden zu sprechen, darum sorgt der ·Uhrzeiger 
da!ür, daß nicht mehr allzulange zu reden ist. Sie 
haben die Anträge IL'249 und II/250 der Fraktion der 
SPD vor ·sich liegen. Daraus geht der Zweck hervor 
und auch, daß es bescheidene Summen sind, die auf
zuwenden sind. Ich nehme gerne an, daß sich auch 
unser Herr Finanzminister !Ur das Ariliegen erwär
men kann. 

Kunst und Volksbildung sind im allgemeinen Kul
turetat eingepolstert. In den letzten Jahren konnte 
nicht viel dafür getan werden. In den letzten Tagen 
ist von verschiedenen Rednern die Zeit nach 1946 be
schworen worden. In jener Zeit mußten zuerst dit 
Schulen aufgebaut werden, Wohnungen mußten ge
baut werden. Der Magen war uns damals näher als 
ein Bild an der Wand, oder die Schuhsohlen waren 
uns näher als die Sdllösser auf den Höhen. Hier am 
Rhein haben wir altes Kulturgut mit vielen Schlössern, 
Burgen und sonstigen Kulturgütern. Wir haben die Ver
pnichtung, diese Kulturgüter zu erhalten und nad1-
folgenden Generationen weiterzugeben. Ich freue mich 
darüber, daß wir bei Kapitel 24 Tit. 303 für bauliche 
Unterhaltung der staatlichen Schlösser von 40 000 auf 
70 000 Mark gegangen sind unc bei Tit. 304 für .die • 
Pflege staatseigener Denkmäler von 58 000 auf 70 000 

·DM. Vom Denkmalpflegeamt wurde nun eine Werbe-
schrift herausgegeben über unsere staatlichen Burgen 
und Schlösser in Rheinland-Pfalz. Dieses Buch ist in 
Kupfertiefdruck ausgeführt und im Text sehr an
sprechend und ich glaube, daß es bestimmt ein gutes 
Werbemittel ist. Nur hat es den Schönheitsfehler, daß 
es nicht die Burgen und Schlösser von der P!alz ent
hält. Es hört mit seinen Darstellungen bei Bingen auf. 
Ich führe das nun deshalb an, weil in Kap. 24 Tit. 240 
5000 DM vorgesehen sind als Werbungsbeitrag zum 
Besuch der Schlösser und Burgen. Ich sp1·eche den 
Wunsch aus, daß bei dieser Werbung auch die Pfalz 
berücksichtigt wird. Bei Betrachtung dieser Schrift 
könnte man fast annehm~n. daß man die pfälzischen 
Burgen und Schlösser dem Verein Bayern-Pfalz über
lassen wollte. 

Nun, meine Damen und Herren, ein Wort zu Kap, 30, 
Staatsbeihilfen zur Förderung bildender Kunst. Herr 
Kollege Dr. Christoff~l hat zum Ausdruck gebracht, daß 
die hier zur Verfügung gestellten Geldmittel dürftig 
sind. Die Gründe habe ich schon dargelegt. Der An
trag lautet ja, diese 70 000 DM wr Förderung bilden
der Kunst auf 100 000 DM zu erhöhen. E:; h imdelt sich 
hier jedoch nicht um Zuschüsse, H~rr Kollege Dr. 
Christoffel, sondern um den Ankauf von Kunstwerken, 
um Stipendien zur Förderung des Ausstellungswesens 
sowie um· einen Zuschuß für den Beruf~verband bil
dender Künstler von Rheinland-Pfalz. Ich erinnere 
Sie daran, daß die Ausstellungen auch den Oberbür
germeistern zugutekommen. Wir haben im vergange
nen Jahr eine Landesausstellung in Bad Kreuznach ge
habt und hatten weitere Ausstellungen in Kaisers
lautern, Trier, Speyer , Wörth, Koblenz, Neuwied 
sowie in Neustadt. Auch die pfälzische Sezess ion hat 
eine Ausstellung gehabt, die in allen Großstädten des 
Bundesgebietes gezeigt worden ist. 

Es wurde nun in diesen Tagen die vorgeschlagene 
Kommi55ion für die verschiedenen Regierungsbezirke 
gebildet. Diejenige für die Pfalz hat s ich am vergange
nen Freitag in Neustadt konstituiert. Bürgermeister 
Dr. Reichert von Ludwigshafen wurde.' Vorsitzender. 
Dieser hat mir auch gesagt, daß die Stadt Ludwigs
hafen im abgelaufenen Etatjahr 2..5 000 Mark für den 
Ankauf von Werken der bildenden Kunst ausgegeben 
hat- Das ist eine schöne und beachtliche Leistung, wenn 
man in '\l'ergleich setzt, was das Land tut. Ich habe 
mich gestern auch mit Herrn Regierungsrat Dr. Thal 
wegen dieser vorgeschlagenen Kommission unterhalten 
und ich habe den Eindruck, daß die Zusammenarbeit 
eine gute sein kann. Im möchte hier auch zum Aus
druck bringen, daß in der Frage der bildenden Kunst 
die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Da
men und Hen:en, die dort in dieser Kommission tätig 
sind, durchaus gut ist , obwohl e"> auf der T a gung manch-
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mal Meinungsverschierll'nhi>iten ge.e:eben hat. - Wenn 
es die nicht gäbe, wären vvir keinE' Menschen; sie lie
gen auch im Wesen der Sache. 

Meine Damen und Herren! F.s werden nun unsere 
Künstler, Musiker. Maler, Schriftsti>ll.-r usw. mit ver
lockenden Angeboten aus der O<;tzone angesprochen. 
Im vergangenen Jahre hatten wir in München ein 
Künstlertreffen, auf dem der KoordinierungsausschuH 
bildender Künstler Deutschlands gebildet wurde. ein 
Kommunique wurde herausgegel:>en und Resolutionen 
wurden angenommen, darunter auch solche gegen die 
Remilitarisierung und alle diese Dinge, die da eine 
Rr:>llE' spielen. Nach diesem Treffen hat man west
deut„che Maler aufgefordert, Kunstausstellungen in 
der Ostzone zu beschicken. Man hat dabei ein Hand
geld von 1000 Mark zugesagt mit dem Versprechen 
weiterer Ankäufe. kh führe das nur an, weil es bei 
unseren Betra~htungen über diesen Etatposten wich
tig ist. 

Nun haben Sie, Herr Kollege Dr Christoffel, schon 
richtig darauf hing<'wie~wn. <laß es nicht mit den Zu
sc:hüs5'en füt• Ankäufe genügt, sondern daß man auC'h 
noch andere \~lege gehen müsse. Ein solcher anderer 
Weg ist die künstlerische Ausgestaltung von Neubau
tC'n der öffentliehen Hand. Hierzu ~ind auch schon 
Verfügungen arn 23. November 194!1, 7. f\f'ptp.mber 1950 
und Z5. Oktober 1950 erlassen wordf>11. Deren Aus
gangspunkt war in erster Linie das Bestreben, bildende 
Künstler durch Ankäufe ihrer Werke zu unterstüt?.en. 
So findet auch das Werk des Kün!'tlPr~ wieder seinen 
Platz in der Öffentlichkeit. 

lL'h habe mich vor -einigen Tagen mit dem Reglerungs
obedlaurat Adam unterhalten. Er sagte mir, daß sie 
Eni~t mad1en mit dieser Ver fügung. Es werden Preise 
von 6000 DM beim Arbeitsamt in Neustadt ausgeschrie
ben. Die Stadt Annweiler hat einiges getan. Ich erinnere 
an das Koblenzet· Schloß oder an die Sparkasse in 
Koblenz, an die Sparkasse in Ludwigshafen. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang an Sie alle appellieren; denn 
Sie haben draußen Einfluß, meine Damen und Herren, 
machen Sie mit dieser Verfügung Ernst . 

Nun lassen Sie mich einige Bemerkungen zur Er
wachsenenbildung machen. Wir haben in der"Pfalz den 
,.Verband für freie Volksbildung". Das oberste Ziel des 
Verbandes ist .:. wie in seinen Sat?.ungen festgelegt ist -
die aktive Unterstützung der sogenannten Hindllchen 
Erwachsenenbildung. Der Verband hat in 22 pfäl
zischen Orten eine intenvise Arbeit aufgenommen. l':r 
ha t auch Sonderreferate; er !Jt'~chäftigt sich mit den 
Volksbüchereien. mit Lichtbildstellen. Es ist ein Son
dcrrefei-at „Kampf gegen Schmutr. und Schund" vor
handen. Ich erinnere an die Trachtengruppcn, von 
denen 21 in der Pfalz angeschlo!;sen sind. 

Im Kapitel 30 Titel 405 sind für diese Erwachsenen
bildung 7 500 DM vorgesehen. Praktisch genommen 
wird ja diese Arbeit von den Volkshochschulen mit 
übernommen. Die Zahl d<>r Volkshochschulen unseres 
Landes wächsl; :;ie beträgt jetzt 30. Sie dehnt mlt einer 
beachtlich1m und ständig wachsenden Zahl von Außen
stellen ihre Arbeit a•1ch auf die Landorte aus. Die 
rund 1400 Kurne und Lehrgänge, die an mehr als 15 000 
Abenden übet· 20 000 eingeschriebene Teilnehmer um
faßten, sind in diesem Jahre weit überschritten. Das 
gilt besonders auch für die bürgerlichen und poli
ti schi>n Funktione>n rle>r Volkshorns<'hulen. die der Ar
beit der Volkshochsdllllen besondere Aufgaben, so der 
Lebens hilfe für den einzelnen, der aktiven Anteil
nahme am öffentlichen Leben, des Hineinwachsens in 
Staat und Gesellschaft, der Verbundenheit der Nation 
am gemeinsamen Sehicksal, zuweisen. 

Meine Damen und Herren! Ich bin überzeugt, daß 
trotz aller Berücksiclltigung der finanziellen Lage de!'l 
Landes und der Absieht, Pint>n balancierten Voranschlag 
zu erl'eichen, es möglich sein sollte, einen Bett'ag in 
Höhe von 150 OOQ DM für die Volkshochschulen vorzu
sehen. Damit will kh zum Schluß kommen. Ich möchte 
auf den eindringlidien Appell des Herrn Bundespräsi
denten Prof. Dr. Heuss irt seinem Handschreiben an den 
En;ten Deutschen Volksbildungstag in Frankfurt am 
:M.iin Ende September des vergangenen Jahres hinwei
sen, in dem er sid1 zu der opfcrvollen, von Idealismus 
getragenen Axl.>t!it de1· Volkshochschulen bekannte, die 
Te:ti.i.senden von erwachsenen Mensehen zu!' Existenz
sicherung, zur Kli:irung ihn!s Weltbildes und zur Auf-
1·ichtung ve1·holfen habt:u. Er betonte die grundlegende 
Bedeutung der Volkshochschularbeit für den werden
den Staat. für das organische Wachstum unseres demo
kratischen Lebens, indem sie den Menschen unserer 
Zeit die Ve1·gangenheit richtig erkennen und die Auf
gul.x!n dct· Gegenwart bcgl'eifen läßt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vlzepräsld<-nt WUms: 

Das Wart hat der Abgeot·dnete Sommerey von der 
FDP. 

Abg. Snmmf'1'«'Y! 

Hen Pt·t\sident! Meine Damen und Herren! kh bin 
betrübt, daß ich in diese - wie vorhin gesagt wurde -
etwas lustlose Atmosphiln.: Dinge hineintragen muß, 
die, wie kh fürchh', doch die Gemüter wieder· etwa" 
erregen werden. 

(Zuruf von der SPD ; Hoffentlich!) 

Tch hahe jedoch Beschwerden entgegennehmen müs
sen und muß sie pflkhtrniißig hiPr hPh;i,nrleln , n;i,ctlriem 
mir von den BesehwerclPfiihrern gesagt wurde, daß 
alle sonstigen Wege, die s ie beschritten haben, bisher 
zu keinem ErgPhnis führ1f'n. DN Beschwe1·de führer ist 
der Kath()lisehe oder - besser gesagt - sind Mitglieder 
des Katholischen Lehrervereins in Trier, die sich,. an 
mid1, den evangeli~chen Abgeordneten, wandten, weil 
si~ glaubten, sonst nil'gendwo Recht zu bekommen. 

(H<lrt. hört1 hf!i der Sfl.D.) 

Sie mögen aus dieser T11ts;:irhe sch<m <>rsPhen - ich 
nannte ja den K:i1holi~\'h<·n T.~hr ... ~ven' in -, daß !n 
diesem Verein wkklich nu1· gute Katholiken, die sich 
zu ihrer Kit-ehe bekennen, vorhanden sind. Diese haben 
also ihre Gewissensnöte so liherwunden, daß sie in 
diesem Fall zu mir kamen - allerdings möchtl' irh die 
Einschränkung gebrauchen, daß ja im Raum Trier mit' 
ich allPin vorhH n<l„n bin - . nachdem si2' sich ni<'ht 
mehr trauten, sich an die christlich-demokratischen 
Abgeordneten zu wenden . Sie haben mir sogar erklärt. 
daß sie aueh gegen uns deswegen erhebliche Bedenken 
ha~n, weU wir in Koalition mit der CDU stehen . 

(Heiterkeit und J ,:icht>n bt>i der SPD und FDP.} 

Wir haben gestern feststellen müssen, daß die Un
parteilichkeit, mit der die Regierung jene Gesetze 
handhaben soll, die sich um weltliche Dinge drehen, 
nicht immet· ganz beachtet wurde. So zeigt sich auch in 
diesem Fall bei kühler Beobachtung, daß auch hier 
jene Unparteilichkeit nicht vurhanden ist, die notwen
dig ist, wcon das Sichel'heil.<;jj;dühl der Beamtenschaft 
und auch des Volkes gestärkt oder erhalten wer
den soll. 

Ich darf Ihnen nun hier die Beschwerde vortragen, 
die dieser Verband an mich ridit+-1<'. Es ist folgend!'~ 
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geschehen. Der Katholische Lehrerverein hat durch 
einzelne Mitglieder eine Resolution, eine Beschwerde 
an die Landesregierung, an den Herrn Ministerpräsi
denten, an das Kultusministedum, an die Regierung 
in Trier, an das Schulreferat beim Bischof in Trier 
gerichtet. Das geschah bereits vor einem Vierteljahr, 
und man hat bis zum heutigen Tage keinerlei Ant
wort au! diese Dinge erhalten. 

(Hört, hört! bei der SPD.) 

Da die Beschwerde sich lediglich um sachliche Dinge 
gedt·eht hat, so hätte man ja annehmen müssen, daß 
zum wenigsten eine Antwort hätte kommen können 
und kommen müssen. 'Nachdem keine Antwort kam, 
nachdem die Hc!!nungen zersc..~lagen v.1aren, nachdem 
auch sonstige Rücksprachen versöhnlicher Art zu kei
nem Ergebnis führten, hat man diesen Schritt zu mir 
tun müssen. 

Es ist nun folgendes; am besten erwähne ich einen 
Einzelfall. Es sind und laufen Prozesse in der Trierer 
Lehrerschaft, über die ich nicht sprechen möchte; zum 
Teil sind sie entschieden, zum Teil laufen sie noch. Sie 
alle bewegen sich aber in dieser selben Richtung, die 
nun in Verbindung mit dem, was wir gestern gesehen 
haben, doch insgesamt bei dem Beobachter den Ein
druck erwecken müssen, als ob dort von seiten einer 
bestimmten Stelle ein Vormarsch auf allen Gebieten 
angetreten wird, der auf machtpolitische Bestrebungen 
hinausgeht. 

(Abg. Schäfer: Reichlich früh!) 

Bei dieser Bestrebung scheut man sich nicht, sich in 
Dinge zu mischen, die nun doch - wie gesagt - Sache 
der Beauftragten des Volkes sind, der Regierung alsrJ, 
die über diese Dinge zu wachen hat. 

Es ist folgendes geschehen: Es wird da ein hoch
qualifizierter Lehrer eines Tages zu dem Dirigenten 
bei der Regierung hinbestellt und ihm erklärt, daß er 
a conto seiner hohen Qualifikation zum Schulrat aus
ersehen sei und daß er sich darau! einrichten. könnte, 
nun diese Stelle demnäChst anzutreten. Ein anderer 
Beamter dieser Regierung, der von dieser Eröffnung 
seines Vorgesetzten an diesen Herrn nichts wußte, trifft 
Ihn draußen und sagt ihm auch: Sie sind ja der Favo
rit für diese Stelle. Da er allgemein als ein wirklich 
guter Lehrer anerkannt wurde, so glaubte er dieien 
Eröffnungen und richtete sich darauf ein. Plötzlich liest • 
er dann nach drei oder vier Tagen In der Zeitung, daß 
ein anderer diese Stelle erhalten hat. 

(Zuruf von der SPD: Kann vorkommenl -
Zuruf v<;in der CDU: Kommt vor!) 

Nachdem ihm nunmehr aber . diese Eröffnungen so
zusagen dienstlich gemacht wurden, war er natürlicher
weise - wie wir das ja wohl alle. gewesen wären -
einigermaßen erstaunt. Er geht also noch einmal zu 
dieser Stelle hin, Wohlgemerkt: auch die Regierung 
hat dem Vorschlagsrecht dieses Schuldezernenten, des 
Herrn Oberregierungsrat Dr. Feiten, die Zustimmung 
erteilt gehabt. Und nun stellt sich also heraus, daß 
das alles nicht stimmt und ein anderer dort an die 
Stelle tritt. Die Nachfrage ergibt ein Ausweichen dieses 
Herrn, und die bestimmte Frage, ob vielleicht einige 
Mitglieder des Vorstandes des Katholischen Lehrerver
eiils bei ihm gewesen wären und entscheidend an die
ser neuerlichen Entscheidung mitgewkkt hätten, bringt 
nur die Antwort: dazu muß ich mich. verhalten wie ein 
Beichtvater gegenüber dem Beichtenden. Ich kann dar
über nichts sagen! 

Nun, aUe weite1·en Schritte, darüber etwas zu er
fahren, verlaufen zunächst erfolglos. Je denfalls tritt 

, 1 

. ' 

an die Stelle des hochqualifizierten und hödlst favol'i
sierten Bewerbers ein anderer, der in keiner Weise 
diese Qualifikation besitzt, 

(Abg. Dr. Habighorst: Nach Ansicht des Favoriten!} 

der aber nach seiner eigenen persönlichen Aussage 
diese Stelle deswegen erhalten hat, weil er angeblich 
politisch Verfolgte1· ir;t und dies nun auf seine Bewer
bung hat setzen müssen. Er selbst hat dazu gesagt: 
wenn ich diesen Satz daruntersetze, wird der Minister
präsident schon unterschreiben. Seine ganze Verfolgung 
besteht aber darin, daß er innerhalb der Stadt Trier 
von Ost nach West versetzt wurde. 

Es ist festgestellt, daß diese Kräfte in diesem Katho
lischen Lehrerverein iLtlt dem Schulreferat im Bischöf-
liehen Palais aufs engste zusammenarbeiten. 

Es entsteht also hier nunmehr die Frage - ich will 
dabei gar nicht untersuchen und überlasse das Ihrer 
Entscheidung, aber im Zusammenhang mit dem, was 
wir gestern hörten, drängeln sich Schlüsse au!, um die 
wir in keiner Weise herumkommen - : wo bleibt nun 
die Toleranz, über die gestern gesprochen wurde. Man 
hat das vom Recht abgeleitet und hat dazu gesagt -
wenn ich nicht irre, war es wohl so -, daß das eigene 
Recht dort seine Grenze findet, wo das des anderen 
beginnt. 

(Abg. Frau Dr. Gantenberg: Es können nicht 
alle Schulräte wel'den!) 

Wenn wir von diesem Satz ausgehen, dann frage ich: 
wo hört das Recht der Kirche auf und wo beginnt das 
Recht der Regierung? 

(Heiterkeit bei der CDU.) 

Wo hört das Recht der Regierung auf und beginnt 
das Recht des Beamten? Und wo hört das Recht der 
Kirche auf den Menschen gegenüber? 

(Abg. Völker: Sehr gut!) 

Meine Damen und Herren! Diese Frage müssen wir 
einmal untersuchen. Ich meine, die Regierung, in die
sem Falle das Schuldezernat, ist einzig und allein dazu 
da, daß sie nach Leistung handelt. Wenn ein hoch
qualifizierter Beamter diese Leistung hat, die Regie
rung das bestätigt und ihm diese Stelle anbietet, dann. 
haben wir das Recht zu verlangen, daß nach dieser 
Leistung und den Gesetzen verfahren wird, die wir 
auf der weltlichen Basis aufgestellt haben. 

(Beifall bei der SPD und FDP.) 

Wir haben weiter zu verlangen, daß die Herren in 
der Regierung danach handeln. 

(Kultusminister Dr. Finde Etwas lauter, Herr 
Kollege. - Heiterkeit im Hause.) 

Sie können es noch lauter haben, wen:i. Sie wollen. Sie 
werden es doch draußen erfahren, Herr Minister, ver
lassen Sie sich darauf! Wk haben lange genug zuge
sehen und Sie haben lange ger1ug unsere Beschwerden 
abgewiesen, wenn sie an Sie herangetragen worden 
sind, zum Teil mit Worten, die unerhört waren. Fra
gen Sie den Herrn Kollegen Martenstein. Dai-auf erst 
haben wir uns mit Ihnen befaßt. Es ist vielleicht not
wendig, daß das einmal in aller Deutlichkeit gesagt 
wird, nicht deswegen, weil wir politischen Zielen nach
gehen, sondern reines Recht haben wollen und uns 
für das Recht einsetzen. Glauben Sie mir, es fällt 
mir bestimmt schwer, hier über diese Dinge zu spre-

. chen. Denn ich habe mich ja auch einmal zu Ihnen 
bekannt und bin weggegangen, weil ich feststellen 
mußte, daß dort kein Recht herrscht und daß nicht 
dafür gekämpf~ wird, sondern ganz andere Dinge da
für maßgebend sind. 
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Sie glauben vielleicht, daß Sie nun, wenn Sie Immer 
wieder dieser Forderung der Kird.l.e na<-hgeben. damit 
ihr dienen. Nein, Im Gegenteil. Bitte, bedenken Sie an 
H and des gestiigen Gespräches und des heutigen , daß 
Sie ih1· vielleicht schaden . Oie gute r'\ Meni:chen , d ie 
darin sind, sind ja nur wPggegangen, weil sie kein 
Recht me hr gefunden haben. P rü fen Sie die Fälle. Ich 
habe n ur t-inen eim:igen herausgegriffen. Ich könnte 
Ihnen noch ganz andere vorl('gPn. ich hah:> <:IP da. Aber 
ich verzichte darauf. das zu tun in d<?r Hoffnung. da(} 
Sie selbst skh a n die eigene Bru~t -;chl:.igen und eines 
Tages doch darüber nachcl•·n k'Pn. daH hiel' und in ciiP~r·r 
Weise nicht gehandelt werden kann, sondern daß -
gerade w enn wir der Kirdte diemm wnllen - wir sie 
zurückve rweisen auf ihre Aufgaben, sich um da" S~IPn
he il zu kümmern und i::kh vnn den Din~en fernzuhal
ten, die unsere Sache sind und bleiben ~ollPn. 

(Br>ifall bei der SPD und FDP.) 

Es ist WPit!'r noch zu sagen, ich h•e das mit. Schmer?. : 
In diesem christlichen Staat herrscht eine An~st, w ie 
sie im nationalsoziali<tischen Sta"lt nicht vorhanr.IE>n 
war. 

(Wide rspruch f)('i der CDU und Oho-Rufe.) 

Es ist gut .. daß SiE> Oho i;agen. Gehen Si'e doch m11l 
auf die Dörfer. [eh habe in allen meinen Vt>ri;ammlun
gen j et7.t gefragt: Haben sie Angst'! .Jawohl wurde mir 
gesagt. Wir wagen nicht :<1.1 frei a•.tfzutn'ten , wie das 
notv11endig wäre. kh frage SiP: Ist das christlich? Idl 
meine n ich t, daß das christlich ist. Sie brauchen nicht 
darüber 7.U lachen. sondern Sie können sic>h leicht orien
ti eren, wie ich das jeden Ta{( erfahre in der Wirtschaft . . 
Kein Kaufmann wagt den Mun<l i>ufzutun, weil er 
fürchtet, hintenherum - wie f<ie mir gf"sagt haben - a b
gewürgt zu w erden. 

(Abg. &hlick : Wo sind d enn riie Konr~ntr~tion,.:-
lagcr, Herr Kolle ge?) 

- Die brauchen .Sie nim t . Sit> hahf'n Ihre Zäune um 
die Gehirne aufgerichtet. die <iind viP.I schlimmer a111 
Konzentrationslager! 

(Sehr große Unruhe bei rle r CDU. - Abg W olters: 
Dafür müssen Si~ nach hin kommPn! Sie haben 
uns hier noch gerad e gefehlt! - Abg. 5chlick: Un
e rhört ! - Widerspruch hei <ier CIJU. - Abg. Dr. 
Habighorst und Abg .. rosten: Unerhört! - Glo<'kc> 
des Präsidenten. - Abg. Km·ba<:h: Unverschämtheit! 
Abg. Weis: Wir we 1·d e n noch darauf hinweisen! -
Abg. Wolters: Wir kommen noch darauf zurück!) 

- .Jawohl, so ist das! 

(Abg. Dr. Habighorst: Unerhört! - Glori{e des 
Präside nten.) 

Vizepräsident Wilms: 

Meine Damen und Herren r Ich bitte um Ruhe! 

{Abg. Völker: Ich \:v"Ollte i:erade darauf hinvleisen, 
Herr Präsident! - Abg. Wolters: Wir komme~ dar

auf zurück11 

Abg. Sommerey (fortfahrend): 

- Kommen Sie darauf zurück! Aber das können Sie 
selbst in Trier fes tstellen . Wenn SiP cia'l tun. w1?ri:1en 
Sie das leicht festst<:>llen . Mit ~olchen R eden kommen 
S ie da nicht hin. 

(Abg. Wolters: kh werdE' Ihnen sagen, was sie in 
CDU-Versammll!ngen ~esagt haben. - Sehr starker 
Widerspruch. in Lärm übergehend. - Glocke des 

Präsidenten.) 

Vfzeprlsldent Wilms: 

Herr Abgeonlnf't.-r Su111n.1·r~y. kh bitte Sie, L:llr 
Sache zu sprechen! 

(Al.i~. \\'1.:.is: Vedassen Sie sich d a rauf. - Abi!. 
Völker: He1T Präsident, vct'Schaffen S ie dem 
ttedner Ruhe! - Abg. Wolters: Weil 8ie bei der 

CDU nkht. zum Zuvl· gekommen sind.) 

Abg. Sommerey tfortfahrend): 

- Gl!Hthf-n Sie ja nicht. dal.l ich :>:um :'7.l • ~e gekommen 
bin, und bilden Sie sich nicht ein , Herr Walters, daU 

· lch das jt"m!ll!: wolltf'. Die FDP hat sich ctrei Monatf> 
darum bemüht. daß Ich hierhingPknmm P>1 \:Jin . Ich habe 

· es immo>r ltt•xel.-hnt, dr.,.i i'v1onat e l ang. Sie müs::E"n 
nld'lt gl1rnb.-n, <laß Sie noch so zu'<(kr!Htig i;ind. wie Sie 
d as him· darstellen wollen. So ist d as ja nicht! 

(Sehr große Unruhe. - Wider:;;p ruc:h bei der CDU. -
Zurufe der Abg. Korbatil, Weis und J osten : Un
glaublich, Unverschämtheit! - G locke de.~ Präsiden- . 

t•~n.J 

Vizepräsident Wilms: 

Ich bitte um nuhe! La!'sen Sie erst rtcn Redner au!<-
sprcdlenl 

(Weiter anhaltende sehr stark<' Unr uhe ! - Abg. Weis: 
Das ist die letzte Etappe! - Anhaltender Wider
spruch mit weiteren 7,ul'llfen vun der CDU: Un
erhürtl - Abg. Wds: Wir k-011{men darauf zurück. -
Abg. Frau Dr. Gantcnberg: D<1rauf können S ie ~ich 

verlassen!) 

Abg. Somm"r"y (for1fHhrPnd): 

I0h komme 7.um Schluß' 

(7.unirt> vun dt-r CDU: Gott sei Dank!) 

Ich habtl eingangs gesagt, daß ich betrübt bin, diese 
D inge h ict· vurzul.l1 in~l·n. Noch ·~inmal muß ich Ihnen 
sHgcn, daß ich sie nicht vcrgcbrneht habe aus irgend
einer politischen Konzeption, 

(Heiterkeit bei der COU.1 

!':Onrle m weil d iese Men!<\'h~n "n m ich heranget reten 
s!ntl. Sie werden Gcfogenheit hahC'n , diC'Se Vorgän ge zu 
bere inigen und auch von den einzPlnF>n dieser Herren 
P ositives übe r die Sache 7.11 erfahrf'n . Wir werden uns 
w;ihrsdl.einlich über diese Angel egenhe:<it dann noch 
einmal unterhalten können. 

(Abg. Frau Dr. Gantenberg: Darauf können Sie 
sich verlassen•) 

Aber d as eine sage ich Ihnen: E~ wäre gut. wenn 
Sie a1fo jene Kräfte. die dieses Gespräch mit veranlaß t 
h aben, nämlich jene Krälte in der Kirche, die zu weit 
vors toße n, diimm<>n wüi·d<:'n . d amit wi•: wirklich zu 
einer Toleranz kommen. 

(Bci!all l.Jci der SPD und FDP.) 

Viu•11rlisillcnt \\'ilms: 

Zur Geschäft.;;ordnung hat da~ Wort der Abgeord
nete H e rtel von der SPD. 

Abg. Hertel: 

Meine Damen und Herren! Vorqcstern hat der H err 
Ministerpräsident einem dort am Pulte i;prechenden 
Abgeordneten den Zwi~m('nr11f gemacht: „Machen Sie 
sich doch nicht lächerlich!" 

• 

• 
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Leider muß ich heute morgen feststellen, daß auch 
der Herr Kultusminister nicht das Maß Beherrschung 
gezeigt hat, wie die Distantlerung der Landesregierung 
vom Parlament und die besondere Stellung der Lan
desregierung, deren Mitglied der Herr Kultusminister 
ist, es angebracht erscheinen läßt. 

Ich bin der Auffassung, daß es sich der Landta1 ln sei
ner Gesamtheit verbitten muß, daß der Herr Minister
präsident oder Minister d'erartige Zwischenrute ma
chen. Der Abgeordnete, der dort slf~ht. ist vom. Volke 
gewählt und hat das Recht, sich so auszusprechen, wie 
es seinem Mandat entsprechend und dem Stoff, den er 
behandelt, geziemt. 

(Abg. Schuler: Solange er in parlamentarischen 
Formen bleibt. - Abg. Böglcr: Bin ich nicht in par
lamentarischer 'Form geblieben? - Abg. Schuler; 
Von Ihnen war nicht die Redet - Kultusminister 
Dr. Finck: Ich bin doch auch Abgeordneter! -
Abg. Völker: Aber nur, wenn Sie unten sitzen, 

Herr Minister!) 

Vl.zeprlsldent Wllms: 

Meine Damen und Herren! Das Präsidium nimmtdfe 
Erklärung des Herrn Abgeordneten Hertel zur Kennt
nis: . 

Die Rednerllste ist erschöpft. Das Schlußwort hat 
Herr Kultusminister Dr. Finck. 

Kultusminister Dr. Flnck: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu der 
Erklärun1 des Herrn Abgeordneten Hertel habe ich 
folgendes festzustellen: 

1. ist jeäes Mitgiieä der Regierung - oder wenigstens 
die fünf Mitglteder der Regierung - auch Mitglied 
des Landtaees, und 

(Zurufe von der SPD: Nur wenn sie hier unten 
sitzen!) 

2. muß ich mir es verbitten, mich hier anschreien zu 
~ue~ · 
(Sehr richtig! bei der CDU. - Abg. Hertel: Das 
war die begreifliche Erregung des Abgeordneten! 

- Heiterkeit bei der CDU.) 

Nun wollen wir es wieder etwas gemütlicher halten! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Ich muß meinem alten Freund Schäfer herzlich dan
ken filr den lieblichen Schwanengesang, den er mir 
gesungen hat, als angeblich bald scheidender Minister. 
Aber ich habe in meinem Horoskop nachgesehen 1 

(Heiterkeit im Hause.) 

Für Montag steht darin: Die Woche wird für Sie gut 
angehen! 

(Erneute Heiterkeit im Hause.) 

Es steht dabei : Aber hüten Sie- sich vor Liebesaben
teuern! 

(Erneute starke Heiterkeit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Dem ~wanengesang 
meines Freundes Schäfer bitte ich einen ganz kleinen 
Finkenschlag hinzufügen zu dürfen! 

(Weitere Heiterkeit im Hause.) 

Zunächst m&hte ich einige kleinere Tatsachen rich
tigstellen. Herr Martenstein hat mich schon sehr oft, 
und heute wiederum, gefragt, 

1 
wie es steht mit der 

Akademie in Worms. Der Herc Oberbürgermeister von 
Worms, Herr Kollege Völker, hat mir vor elnlger Zeit 
auch schon geschrieben, ich möchte ihm doch Auskunft 

geben, es würde immer wieder das Gerücht verbreitet, 
die Akademie in Worms solle verschwinden. 

Dieses Gerücht, meine Damen und Herren, ist die 
hartnäckigste Erschein ung, die ich im 20. Jahrhundert 
erlebt habe. 

(Heiterkeit im Hause.) 

'Es ist einfach nicht aus der Welt z.u bringen, und 
wenn ich hundertmal und tausendmal sage : in Worms 
bleibt die Pädagogische Akademie, solange es im Lande 
Pädagogische Akademien gibt! 

(Beifall im Hause.) 
Ich glaube, das habe ich dem Herrn Obcrbürgetmel

ster auch schriftlidi mitgeteilt. 

(Abg. Völker: Jawohl, das stimmt, Herr Minister! 
- Abg. Martenstein: Sorgen Sie dafür, daß die 

Herren ihre Stellen bekommen!) 

- Ich kann nicht auch noch dem Enten- und Hühner
gackern von Worms nachgehen! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Die CDU-Fraktion hat einen Antrag eingebracht auf 
Erhöhung des Stellenplanes des Volksschulreferats. Es 
v.rurde in einer Besprechung folgendes festgelegt: 

Durch Verwaltungsmaßnahmen wird die Möglichkeit 
geschaffen werden, aus den noch freien Stellen - wir 
haben noch ziemlich viel freie Stellen - bei Titel 101 
das gieiche Ergebnis zu erzielen, wie es der Antrag zu 
erreichen beabsichtigt. 

Vielleicht kann die CDU-Fraktion dementsprechend 
dazu Stellung nehmen. 

Nun, meine Damen und Herren, noch ein paar Worte 
über die künftigen Aufgaben. Selbst wenn ich im Stru
del der Ereignisse als Kultusmlnister untergehen werde, 
dann habe ich wenigstens das eine gute Gefühl, dal3 
der Nachfolger noch allerhand Arbeit vor!indPn wird. 

(Heiterkeit im Hause. - Abg. Markscheffel: . Daran 
zweifeln wir nicht!) 

- Herr Markscheffel, Sie haben gute Aussichten! 

(Heiterkeit im Hause.) 

Wir haben zwar im letzten halben Jahr .fleißig ge
arbeitet und haben allerhand hinter uns gebracht : das 
Berufsschulgesetz, das Schulpflichtgesetz und vor allen 
Dingen eines, meine Damen und Herren, die Vorberei
tung zur Durchführung des Landtagsbeschlusses, daß 
in allen Schulen staatspolitischer Unterricht gegeben 
werden soll! Ich bin der Überzeugung, wenn wir uns 
nach einem Jahre sprechen, Herr Kollege Dr. Asholt , 
und die Erfahrungen auf diesem Gebiet gesam1n'elt ha
ben, werden wir wohl nicht mehr so viel Skepsis und 
Mißtrauen vorfinden, wi~ es vielleicht jetzt noch vor
handen ist. Ich verst.:ihe das. Es i~t ja e ine neue Sache, 
und aller Anfang ist schwer. Es sind e twa 35 Konfe
renzen abgehalten worden. Wir ha ben die staatsbür
gerliche Schulung schon soweif bt'trieben, daß wir zu 
jeder Landtagssitzung junge Le-ute, Studenten, Schüler 
und Lehrer hierher gebl'acht h'.lben. Auch heute sind 
wiederum die Bezirksseminare von Speyer und Kai
serslautern da. 

Ich kann Ihnen sagen, daß meine Befürchtung, es 
würde an Lehrern fehlen, die sich bereit erklären, mit
zutun, sich zum Glück nicht ~ls gerechtfertigt erwie
sen hat. Wir haben durch unsere Kurse , durch unsere 
Tagungen und Vorträge Prreicht, daß die Lehre rschaft 
großes Interesse gezeigt und s ich· aus freien Stücken 
für dieses neue Unterr ichtsfach zur Verfügung ge
stellt hat. Es ist in d iesem Kreis erkannt worden, 
meine Damen und Herren, daß gerade für den Er
zieher der Jugend eine Ve1·pfüchtung sich selbst gegen-
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über bes teht, und es ist erkannt worden. daß Poli
t ik nicht - wie man meinen könnte - das Geschäft 
eines Berufspolitikers ist -

(Abg. Hertel : Bismarcks Drecklinie!) 

- Bismat·cks Drecklinie, ja, sondern daß Politik eine 
Angelegenheit des Geistes ist und eine moralische und 
sittliche Verpflichtung darstellt. 

Der s taatspolitische Unterricht wird. wie Sie es. 
meine Damen und He1Ten, vor <:>inem halben .Jahre hier 
beschlossen haben, durchgeführt werden. Wir werden 
die Konferenzen weiterführen, und ich versichere Ihnen 
heute schon, daß Sie, meine D:imen und Herren Ab
geordneten. die Führer von Gewerkschaften und Wirt
schaf'üa.1rg11n i:::et!ionen, Oberbü1·gprmeistcr und Land~ 
räte, und alle die, dte im prakti<;chen politischen Leben 
stehen. Begegnungen haben werden mit. un!öerer .Ju
gend und daß wir Sie bitten wf'rden, rmtsprechende 
Vorträge zu ha lten. 

<Bravo-Rufe bet der SPD.) 

Es ist selbstve ro<tändliC'h. :'lber ich bitte, ctnfür Ver
ständnis zu haben, daU wir damit nicht begonnen ha
b en. Wir haben u ns 7.Unächst mit den Lehrern zusam
mengesetzt , weil wir der Auffassung sind, daß dieses 
Unterrich tsfach der Lehrer geben muß. Darum haben 
wir zunäch->t einmal die Sache unterrkht~mfü'\ig, in 
pädagogischer und wissenschaftlicher Hinsicht. geregelt. 
Aber es ist selbstverständlich, daß diE" Lehrer und die 
Schüler mit der lebendi~en Politik und mit den füh
renden politischen Männern zusammenkommen müs
sen, daß sie sich miti:>in:in~t>r unterhalten und daß sie 
sich - wir können manchmal auch von der Jugend 
ctwai; lernen - gegenseiti~ aufklären. 

Was die übrigen Dinge angeht, meine Damen und 
Herren, so wird das Hochschulgesetz bald. kommen. 
Auch die Rationalisierung des höheren Schulwesens 
wird wirklich in Angriff genommen werden. Versuche 
~ind früher schon gemacht worden. In dem letzten 
halben Jahr, meine Damen und Herren, war es mir 
nicht möglich, mich in e inem etwas größeren Ausmaß 
mit diesem Problem zu befa-;~en. Aber nachdem nun 
der Eta t untet· Dnch und Fach ist. werden wir dieses 
Problem in Angriff nehmen. Dabei himdelt es sich 
nicht nur um die äußere Organisation, sondern auch, 
\vie Sie, Herr Kollege A,:;holt, mit Rcc.nt ge~agt haben, 
um die innere Reform, die ja -noch wichtiger Ist als 
die äußere Organisation. Wir werden d'.lnn auch die 
Durchführung des Berufsschulgesetzes betreiben müs
sen. Es werden sich dabei sicherlich allerlei Schwierig
ka.iten herausstellen. Aber ich bin auch hier der Über
zeugung, daß, wel"ln wir einmal das erste J!ihr, in dem 
das neue Be1·ufsschulgeset.z sich auswirken soll. hintt>r 
uns haben, auch die Skeptiker diesem Gesetz etwas 
gläubiger gegenüberstehen werden. Wir wollen uns 
wenigstens in diesem Sinne MUhe geben. 

Was die Lehrerbesoldung angeht.. ~o steht fest - und 
darüber sind wir uns ja schon lange elniJi: - . daß es 
mit dieser Besoldung so nicht weiter ~eht. Es handelt 
sich hier um die Besoldung d er Lehre1· sämtlicher 
Schulgatt.ungen, insbesondere aber um die der Volks
schullehrer und vor allem der Junglehrer. Hier müs
sen in diesem Jahre, und zwar recht bald, entschei
dende Besserungen e intreten. Es darf nicht vo'l'kom
men - wie es in Hamburg oder Bremen der Fall ge
wesen sein !'-Oll - . daß ein Lehrer lieber Nachtwlkhter 
wird. Die Aufgabe des Nachtwächters in Ehrt-n, - ich 
möch t<?> ja keiner !'em -

(Abg. Hertel: Si~ haben nachts W'!S anderes zu 
t.un! - Heite rkeit im Hau.~C'.) 

- wir treibtm sonst Nachtwacherei! Aber es tst ein 
Symptom, und zwar ein Symptom dgfür. meine Damen 

und HPrren, wie heute die P.C'i<:tig(:' Arb<::"it überhaupt 
gewertet wird. Es irt auUernrctentlich bedauerlich. dag 
die geistigen Arbeiter - nicht nur die Lehn~r. aber in 
allererster Linie auch die LehrC'r - h eutt! nicht mehr 
materiell so 11uc:ge<:t<1tft>t unrl .:irtu>rg(:''!'tellt f'ind, wie sie 
es auf Grund ihrer Aufgabt! sein miißten. Die übrigen 
BevillkE"rungssc-hirh1C'n nehmen etwas mehr daran teil. 
Es gibt' natürlich aud1 J,eutC', b<'i denen die Bezahlung 
auch da noch nicht langt. aber hci dem ~eistigen Ar
beiter i"t dOC'h ein derartiger M<-ingel an entsprechen
der Bewertung seiner Arbeit, 

(Aug, MRtth.-~· s ... hr wahr!) 

an moralischer und materieller Vergütung für seine 
Arbeit festzustellen und zu bt:klagen, daß wir uns 
alle hier Gedanken und Sorgen darüber inachen rnüs 
sen, wie wir eine Besserung erreichen. 

Die 'Rückwirkung(·n diP~er sd1lecht•m Bezahlung bei 
den Lehrern sind ven;C'hierlPn<>r Art . F.l'st ens k önnen 
diese Lehrer für ihre eigene Fortbildung nichts mehr 
tun, und d<is wäre sehx notwendig. Sie können sich Ja 
kaum ein Buch kaufen; und dk Rückwirkung davon 
ist wiedei: dfo, daß ernsthalt~ Bud1verlage im Kampf 
ums Dasein stehen und um dit! !1ackte Existenz ringen. 
Darl,lm ist schon aus diesem Grunde eme bessere Leh
rerbe.soldung notwendig. Um so f'l'freuhcher ist es, dall 
trotz dieser schlechten matt:rit!llen L:ige del' Lehrer
beruf in allen Schulgattung<>n n!l<'h wie vor noch e inen 
entsprechenden Zugang und Zuwachs aufzuweisen hat. 
Es fra~i nir.;hl. jt!der mu nddl dem Gehalt, n~ch dem, 
was er verdient, sondern es steC'kt ~f'hr viel Idealismus 
gerade in· dem Lehn~rberuf, in dem p ädagogischen Be
ruf. Für diesen Ide:.di~-mus, mit dem unsere Lehrer an 
ihre Arbeit gehen, müssen wir den Lehrern dankbar 
sein. Dafür sollte vvr allen Ding(·ll aut•h die Jugend 
dankbar sein. 

Meine Damen und Herren, ich will not:h ganz kurz 
auf die Not der Schulhäui;er zu c:prechen kommen. Ich 
möchte bei dh'?ser Gelegenheit einen Appell noch ein
mal an unsere Gemeinden 1·ichtPn. Ich weiß, daß die 
Gemeinden schlecht ge!'tellt <Jind. Aber e s ist doch 
Tatsache, daß seit Jahrzehntf'n gerade die Volks~chul
bauten und die Erneuerung der Volksschulen stark• 
vernachlässigt worden sind. Nicht ?n allen Gemeinden. 
aber in vielen Gemeinden. Und auch h eute noch ist 
nicht in allen Gemeinden der Sinn dafür da, daß 
eigentlich die kulturellen Ani::t~.ltP l'l . diE" R~uten für 
Volksschulen, im Vordergrund stehen müssen. Ich will 
Ihnen an einem Beispiel zeigen - ich nenne keinen 
Namen - . wie e!I nicht gemacht werden soll. In unse
rem Lande ist eine Stadt von etwa 30 000 Einwohnern. 
die hat für 750 000 Mark eine Sparkasse - ich möchte 
beinahe sagen Sparkassenpalast gebaut. Tau
send Meter von diesem neu errlC'hteten Rparkai;sen
palais ist eine alte Volksschule - die nicht vom Krieg 
mitgenommen worden ist! -, deren .~ustände polizei
widrig sind. Der Fußboden, die Gäng~, die Abortver
hältnisse sind in einem b.:!jammernswcrten Zustand. 
Dieselbe Stadt hat aber tausend Meter davon für die 
Sparkasse ein großes Haus geb.:iut. In Ordnung, - aber 
ob man hier 750 000 DM hat verbauen müssen und dort 
nichts hat anlegen können, ich möchte doch erwähnen. 
daß man es so nicht machen darf. 

(Sehr 1·ichtig! bei der CDU.) 

Meine Damen und Her ren. dHmit bin ich am Ende 
meiner Ausführungen. Ich will SiP, nicht weiter be-
1ästi~en, ich möchte Ihnen nur danken, meine Damen 
und Herren, für die Arbeit insbe~nnd<?>re im Haushalts
und Finanzausschuß ·und im KuH11rpo1itischen Ausschuß, 
tch möchte Ihnen danken für die 100 Mlllionen. die SiP 
der Kulturabteilung dieses Landes 7.Llr Verfügung ge-

• 
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stellt haben. Meinerseits nehmen Sie die Versicherung 
und das Versprechen entgegen, daß wir uns alle Mühe 
geben werden, diese 100 Millionen umzuwandeln in 
bedeutende kulturelle Werte im Interesse unserer Ju
gend und unseres Volkes: 

(Beifall bei den Regierungsparteien!) 

Vlzeprlts.ldent Wllms: 

Das Wort hat der Abgeordnete Schlick von der CDU. 

A'bg. Schll<K: 

Meine Damen und Herren! Der Herr Abgeordnete 
Sommerey hat soeben hier erklärt, das Volk - so haben 
wir' es verstanden - in Rheinland-Pfalz lebe hier in 
größerer Angst und Furcht als im Dritten Reich. 

(Abg. Matthes: Unerhört!) 

Diese von dem Herrn Präsidenten leider nicht ge
rUgte Äußerung ist geeignet, das Ansehen und Ver
trauen in die demokratischen Freiheiten unseres Lan
des und der gesamten westdeutsi':hen Bundesrepublik 
auf das schwerste zu erschüttern! 

(Sehr wahr! und Sehr richtig! bei der CDU. -
Starker Beifall bei der CDU.) 

Wir bedauern außerordentlich -

(Abg. Claus: Dann müssen Sie auch sagen, 
in welchem Zusammenhang. - Unruhe. -

Glorue des Präsidenten.) 

daß der Herr. Abgeordnete Sommerey, der uns wieder
holt hier Proben seiner nationalen Haltung geben 
wollte, In dieser Art und Weise gegen die nationalen 
Interessen des deutschen Volkes und der gesamten 
Deutschen Bundesrepublik auf das gröblichste ver
stoßen hat. 

(Starker Beifall bei der CDU.) 

Vlz:eprisldent Wllms: 
Meine Damen und Henen! Wenn der Abgeordnete 

Schlick geglaubt hat, das Präsidium darauf hinweisen 
zu müssen, daß ich einen Ausdruck nicht gerügt habe, 
dann stelle ich fest, daß diese Äußerung nicht in der 
Weise geschehen ist, wie Sie es jetzt bringen. Das Pro
tokoll wird zeigen, tn welchem Zusammenhang das 
gesagt wurde. 

(Unruhe und Beifall bei der FDP.} 

lch hatte keine Veranlassung für einen Ordnungsruf. 
Ich habe lediglich den Redner einmal zur Sache ge
rufen, um diese hitzige Aussprache etwas eim:udäm
men. Liegen weitere Wortmeldungen vor? Der Abge
ordnete Sommerey von der FDP hat das Wort. 

Abg. Sonunerey: 

Meine Damen und Herren! Der Sinn meiner Ausfüh
rungen dürfte jeden einzelnen von Ihnen überzeugt 
haben - ich habe es vorausgeschickt -. daß es· sich 
hie1· um eine Beschwerde handelt aus einem bestimm
ten Kreise heraus und daß ich gezwungen bin, als 
Abgeordneter dieser Beschwerde Rechnung zu tragen 
und mich für diese Menschen, die glauben, daß ihr 
Recht verletzt ist und - wie ich mich überzeugte - ver
letzt war, einzusetzen und die Dinge zur Sprache zu 
bringen. Wenn ich dabei hier darauf hingewiesen habe, 
daß in Teilen von Rheinland-Pfalz, die ich nannte und 
in denen ich die Angst feststellen konnte - und Sie 
können das, das habe ich gesagt, jeden Tag auch fest
stellen, daß hier Angst und Sorge und Furcht herr
schen vor einem System, welches sich nicht scheut, 
Dinge zu tun, d ie we it über den Ra hmen dessen hin-

.. ~ - .' 

ausgehen, was es zu tun hat. Dies ist eine Feststellung 
gewesen, die mit dem Vaterland und allem anderen 
gar nichts zu tun hat. Ich, der ich zwei Kriege hinter 
mir habe und als Soldat in diesen Kriegen stand, ver
bitte mir. vQn irgend jemand in meiner Treue zu mei
nem Vaterland angezweifelt zu werden. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der FDP.) 

Abg. Schlick: 

Meine Damen und Herren! Es ist zwecklos, nunmehr 
eine Debatte über den Inhalt der von Herrn Sommerey 
abgegebenen Erklärung zu führen. Herr Abgeordneter 
Sommerey, Sie haben sogar detailliert auf wieviel Ge
bieten des öffentlichen Lebens diese Einschränkung, 
diese Angst und Furcht besteht. Ich bedauere außer
ordentlich, daß Sie durch eine solche Entstellung, die 
mit Ihrer ersten Motivierung gar nicht übereinstimmt, 
die Sache zu entkräften versuchen. 

Vizepräsident Wilros: 

Meine Damen und Herren1 Sie ermächtigen wohl das 
Präsidium, daß es auf Grund des stenographischen Be
richtes die Sache untersucht und im Ältestemat be
spricht. 

(Abg. Dr. Gantenberg: Seh1· gut!) 

Damit dürfte die Angelegenheit zunächst erledigt sein. 
Meine Damen und Herren! Die Regierung hatte ihre 

Vorlage vor den Beratungen des Kultusministeriums 
eingebracht. Wir haben in den Ausschußberatungen 
auch noch einige Änderungen getroffen, die Ihnen in 
der Drucksache II/228 vorliegen. Dazu kommt nun 
eine Menge Abänderungsanträge, die zum Teil gestern 
und zum Teil erst heute früh eingereicht wurden. Ich 
hätte nun vorzuschlagen, daß wir zuerst über die 
eingereichten Anträge abstimmen. Ich darf anneh
men, daß die Begründung dieset· An träge im Laufe 
der Debatte gegeben ist und daß wir daher jetzt au! 
eine nochmalige Begründung verzichten können. 

Ich t·ufe deshalb auf den Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD in Drucksache II/251, der folgenden 
Wortlaut hat: 

„Der Landtag wolle beschließen: 

In sinngemäßer Anwendung des § 19 Ziffe1· 5 
des Berufsschulgesetzes vom 3. März 1952 wird der 
Kultusminister. ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Innenm1nisterium den rheinhessischen Berufs
schulträgern im Jahre 1952 die Hälfte, im Jahre 
1953 zwei Fünftel, im Jahre 1954 ein Viertel und 
im Jahre 1955 ein Fünftel des auf sie entfallenden 
Anteils der Personalkosten der Berufsschule zu er
statten." 

kh habe den Antrag deshalb no<.:h einmal verlesen, 
weil seine Entscheidung Bedeutung hat. 

Nunmehr hat Herr Finanzminis ter Dr. Nowack ums 
Wort gebeten. Ich erteile es ihm. 

Finanzminister Dr. Nowack: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! kh habe 
den Eindruck, als ob der Herr Kultusminister diesen 
Antrag übersehen oder vergessen hat, zu ihm Stellung 
zu nehmen. 

(Staatsminister Dr. Finck: Besten Dank!) 

Ich möchte diese Stellungnahme' nachholen. Wir haben 
vor einigen Wochen für das ganze Land ein einheit
liches Berufsschulgesetz beschlossen, nachdem wir bis
her aut diesem Gebiet eine Vielfalt von Bestimmunge11 
gehabt haben. Na chdem wir nun einmal e in einheit-
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liches Berufsschulgesetz geschaffen haben, könn('TI wil' 
doch nicht jetzt wenige Wochen später, ntin erneut 
eine Verschiedenheit herbeifüht·en. 

{Sehr richtig! bei der FDP.) 

Ich möchte daher das Hnhe Harn:; bitt.Pn, diE"Sen An
trng abzulehnen, um die einmal geschaffene Einheit
lichkeit auf dem Gebiete des Ben.1fäschulwesens auf
recht zu erhalten. 

Vizepräsident Wihns: 

Da~ Wort hat Abgeordneter Beckenbach von dei:; SPD. 

Abg. Beckenbach: 

1C'l1 darf wohi vom Platze aus sprnchenl Es geht bei 
d<:m hier zur Debatte steh„nden Antrag darum, die 
Mittel, die durch § 19 Ziffer 5 ja zur Verfügung ge
stellt gind, nach Maßgabe dieses Vorschlages zu vex·
teilen. Diejenigen Landkreise, die Aufbauzuschüsse er
halten, weil sie aus eigener Kraft nicht in der Lage 
sind aufzubauPn, müssen auch aus den bereitgestellten 
Mitteln befriedigt werden. Ebenso kann es hier ge
:<•-hi·i1t--n. Es ist keine Zet'splittel'ung des Gesetzes, son
dern ein besonderer Hinweis für besondere Verwen
dung der MittPl in eint>m vor·gesehenen Etat. 

Vizc-präsident Wilms: 

Hl"IT Abgeordneter Beckenbach! Sie haben vorhin 
schon die Begründung gegeben. Ich habe das genau 
verfolgt. 

Wir kommen ali:•o zur Abstimmung des Antrags der 
;c,.,kiion dPr SPD in Drucksache II/2.il. Wer diesem 
Antiag zushmmen will, den bitte ich um das Hand
zeichen. - Die G egenprobe! - Der Antrag ist mil über
wieg,,.nder Mf'hrheit ahgel<'hnt.. 

Ich t·ufe nun auf Dnic·ks 'lc-he 1112::!5. Wer die<;em An
h""?. „ 11,-timmPr1 will. den bitte i<'h um das Handzeich~n. -
Die Gegenprobe! - StitmnenthaltimgEm! - Der Anb·ag 
l$t mit Meht·heil angenommen. 

kh rufe nun auf Drucksache II/237. Das Wort dazu 
hat dCI" Abgeordnete Dr. Christoffel von der CDU. 

Abg. Dr. Christoffel: 

Meine Damen und HPrren! Der Herr Kultusminister 
hat vorhin angedeHtf't, •faß dl'r Herr Finanzminister 
aus finanztectrni~chen Gründen eine andere Regelung 
dc:-sc-n, wa-; hier vorgeschlagen ist, von sich aus emp
fiehlt, aber eine Regelung, die den Inhalt und den 
Sinn dieses Ant.l'age;;; materiell vollauf e1·fülit. Insofern 
halten wir nun, da ja das, was wir wollten, erreicht 
ist, diesen Antrag für liberflü~sig. 

Vizepräsident \VHms: 

Es ist der Ant.rag d~r I-!erren .A„b~eordnete-n Dr. 
Boden und Dr. Christoffel. Wollen Sie den Ant.rag zu
rü•'kn<>h m Pn? 

(Abg, Dr. Christoffel: Ja, ich ziehe ihn damit 
zurück!) 

Meine Damen und Hf't'l'enl Der Antrag II12.37 wurde 
7 " ri"1('kgP:r,ogPn. F.r ist damit erledigt. 

kh w<"tde darauf <1ufmerksam gemacht, daß neben 
dem Antrag II/235 über die Beruisschule soeben noch 
ein nt'Hf't' Antrag mit Drucksache I!J268 eingereicht 
wurde. Dieser ist der weitestgehende, da in ihm eine 
Erhöhung der Mittel von 280 000 nuf 320 000 Mark vor
gesrnll'lgen wird. Il'h rnuß auch über diesen Antrag 
abstimmen lassen. -

Wollen Sie, Herr Abg. BauN, das Wort zu1· Begrün
dung'? 

Das Wort hat ckr AbgH•rd:wtf' Rallcr von der SPD. 

Abg. Bauf'r~ 

Meine Dnml'n nnd Herrenl D<'r Herr Jnstizminii't<"'r 
Bechf'r hat sich in Pint'r Sit7ung in Knhl<>n:r. lwmüßigt 
gefilhH 7ll l'rz~h!icn, ct<'r •07hlrlr>mnkrati'<<'hP Abge
ordnete IIertd hab1~ 'ich bi.;her illllll•·r gegen eine· Un
terstützung der Tl:'dinisdwn Lehranstalt in Koblen7. 
ausgesprochen. Wir Sozialdt·m<."krnten finden es eigen
artig, daB ein Minister in die~e1· Weise' Proselyt.Pn rn:~
ch•:>n<l durl'h die L::inde liei•t. Die SPD war und ist 
stets bereit. kulturelle und bild('nde Einrichtungen "H 

fördern, nicht zu.letzt weii ja uulict· g<U1zer µulitiscltc-r 
Wille gerade die Tellnahtni:- an den kultl1relle-n Wert"'n 
und Schätzen den Mensl'hen erleichtern will. Gerade 
der Abgeordnete Herkl betreibt die. Fö!'derung aller 
kulturellen Angelegenheiten gcradl.'7U 111it einet· ge
wissen Leidt!nsclrnfl, so'lusagen als politisches Stecken
pferd. Die Damen und Herren im~ dem Kulturpoliti
schen Ausschuß Wt:l'llen .da<i be.;H\tigen. 

In der e!'Wähnten Sitzung in Kohlt>nz vereinbarten 
die anwe~enden Abgeorclnet.-n aller drei PartC'ien, einen 
.'(PTTlPin:<:RmPTI Antr;:ip: in der Saehe df'r teehni>:chen 
Lehranstalten dn1ubring< 11. Naehd;">rn diese Vf'l'ein
bnrung nicht gehalten wu1·dc, beantragt die sozial
demokratisc-he Fr;:iktion fü1· die Vereinigten techni~chen 
Lehl'<JnslaHen in Kohlenz uPd di~~ Rh„ini~C'l1,o> In~„niP11r
fchule in Bingen .if' !lO 000 Mark :<ls eirnn..ili.g<m 7,u;:C"huH 
zu lx·willigen. 

Die Koblenzer Schule h?t sieh ~„it ihri'r Gründung 
als eine ed1k N o twendigkrcit ~1·wi~s'c'n. Ihre Leistun
.E(cn 8!nd anerkannt und bl'stvr B<:~\•:ci ' dafih·: dilß <lie 
Schule ein echt!'!; Bedürfnis ~rfüllt, ist di.e Tatsacht-, 
daß neben den Abkllunge,1 Biluwesen und M>ismin0n
wesen· eine weiter<> Abteilung Elektroteehn1k einR<'
richtet werden konnte und mußte. Über 600 junge 
Menschen studieren dox't. Die Anstalten sollten von un8 
dadurch un~tützt werden, daß dem Antrng dt>r So
zialtlcmukr.atbdien P:.irlt:i .::nt.;;prü<.:lwn wird. 

(Bl'ifoll bf'i der Sl'D.l 

Vize1>rä8ident Wilm:o: 

Mdne D;,i1uett unJ Herren! Sie h '> b0n die Begrün
dung J!liohi.ilt. Wün~.Jlt noch Jemand das Wort? 

Das Wort hat dt>r Abgfordnf't0 SchHler von der CDU. 

Abg. S<'hUll'r: 

Me.ine Damen und Hcrn.m: Ich habe Bedenken, ob 
der Anti·ag in dieser gestellten Fonn beschlossen wer
den kann. Wir haben vorhin be~chlossen. für jede der 
Schulen 30 000 DM zu bewilligen . ß .... i Ann;;Jmw- müfüe 
meinf'~ F.ra('ht~·n" (ht>>'•"I' An1rn?. d::ihin f!h~eän<lert. wer
dent~daß es lauten müsse: ,.."Y1eitere 20 000 DM·~~ 

VfZl'Ylrft!lllf"'"nt Wtlm!!~ 

Das ist jn nicht ('!f'r F<1tt. Ich wurde von dem Herrn 
Abgeordneten Baum· rfarauf aufml'rks11m gem<1cht, daf\ 
er vor einet· Viertellilunde eine!'! weiteren Antrag ab
gegeben hat, der in Drucksnche lI::.!68 niedergelegt ist. 
und daß wir hier irrtümlich, d:cis sage ich ausdrücklich, 
üh~l' Drud{.:;m.:hc IC/235 abgestimmt h<.'ben. Ich will 
diese Absturunung noch nicht wieder rückgängig ma
chen, denn ich wollte erst den weit€stgehenden Antrag 
zu1· Abstimmung bringen. Wird dieser nun abgdehr..t, 
dann, meine D•unen uud Herren, ist der Antrag i11 

Dn.1dl.sad1e IIl2l5 doch wieder gültig. 

• 

• 
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Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Abstim
mung. Ich stelle zur Abstimmung Drucksache II/268, 
Antrag der Fraktion der SPD, wie er soeben von dem 
Herrn Abgeordneten Bauer begründet wurde. Wer die
sem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das Hand
zeichen. Die Gegenprobe! - Das müßte man auszählen. 
Ich bitte nochmals um die Gegenprobe! - Wir stellen 
32 a·bgegebene Stimmen !est. Ich bitte, nochmals das 
Handzeichen zu geben, wer dafür fst. Das sind 42 Ab
geordnete. Also ist dieser Antrag in Drucksache II/268 
angenommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die vorhergehende Abstimm.ling über den Antrag in 
Drucksaclie II/235 wird als nichtig erklärt. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur bruck
sache II/249, Antrag der Fraktion der; SJ?D. 

„Der Landtag wolle beschließen: 

Im Einzelplan IX wird folgender Ansatz geändert: 
Kapitel 30, Titel 403: 
Staatsbeihilfe für das Volkshochschul-
wesen und Erwachsenenbildung 150 000 DM." 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um das Hand
zeichen. -

Meine Damen und Herrenl Ich bitte um Ihre ganze 
Au!merksamkeit. Ich frage noclimals, wer für diesen 
Antrag in Drucksache II/249 ist, d~n bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! -

(Abg. Völker: Das erstere war die Mehrheit!) 

Stimmenthaltung! - Der Antrag ist angenommen mit 
überwiegender Mehrheit. 

Wir kommen nun zur Drucksache II/250, Antrag der 
Fraktion der SPD. Wer diesem Antrag zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. 

(Abg. Bauer: Zur Geschä!tsordnung!) 

Vizeprlsldent WUms: 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeordnete 
Bauer von der SPD. ' 

Abg. Bauer: 

Ich bitte doch Inhalt und Titel der Anträge anzu
geben., 

Vlzeprlsldent Wllms: 

Meine Damen und Herren! Deshalb macht sich doch 
das Landtagsbüro die Milhe, Ihnen die Anträge ge
druckt vorzulegen, 

(Abg. Matthes: Sehr richtig!) 

um eine schnellere Durchführung zu bewerkstelligen. 

Abg. B•ue.-: 
Ich möchte doch bftten, die Titel und den Text be

kanntzugeben. Die Sitzungen des Landtages sind öffent
lich. Die Zuhörer können sich unter den Angaben 
„Drucksache Nr .... " nichts vorstellen .. Ich bitte Sie 
deshalb, so zu verfahren. 

Vb:eprisldent Wllms: 

Gut! Dann wollen wir so ver:fahren. Ich verlese also 
den Antrag der Fraktion der SPD in Drucksache IIJ25-0: 

„Der Landtag wolle beschließen: 

Im Einzelplan IX werden die Ansätze wie folgt 
geändert: 

'1 

1. Kapitel 30, Titel 400: 
Staatsbeihilfen zur Förderung der 
bildenden Künste 100 000 DM 

2. Kapitel SO, Titel 402: 
Staatsbeihilfe für Literatur 25 000 DM 

3. Kapitel 30, Titel 408: 
Zuschuß !ür das Historische Museum 
Speyer 20 000 DM" 

Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 
das Han.dzeichen. - Die Gegenprobe! - Der Anfrag ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zur Drucksache II/267: Antrag der Frak
tion der CDU zur Drucksache II/1821228 - Landesgesetz 
über die Feststellung des Haushaltsplanes für das Rech
nungsjahr 1952 - Einzelplan IX - Ministerium für Un
terricht und Kultus - : 

„Der Landtag wolle beschließen: 

Bei Kapitel 6 wird ein nt>uer Titel geschaffon~ 
Titel 800: Landeszuschuß für die Aka-
demie der Wissenschaften und Liter'.'l-
tur Mainz 80 000 DM" 

Wer diesem Antrag .zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Der Antrag ist 
mit Mehrheit angenommen. 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD.) 

- Meine Damen und Herren! Ich lasse auszählen. Bei 
dei:- Annahme waren die meisten Stimmen bei der CDU. 

(Zurufe von der SPD: Auszählen]) 

- Ich lasse auszählen. Wer diesem Antrag zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. - 35. - Wer 
ist dagegen. - Ja, meine Herren, Sie haben vorhin 
geschlafen, von der rechten Seite. 

(Stürmische Heiterkeit im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Ich muß das reststellen. 
Wenn ich aufrufe, dann haben Sie zu stimmen. Es ist 
ein ·ganz anderes Bild. Jetzt stelle ich fest, daß mit 
Mehrheit abgelehnt ist. 

(Zurufe von der SPD: Vorhin auch!) 

Meine Damen und Herren! Sie dürfen mir schon ge
statten, daß ich, wenn ich Sie von hier oben sehe, mir 

· sofort ein Bild machen kann, wie Sie abstimmen. Ich 
möchte das Präsidium ersuchen, die Drucksachen vor
zulegen, und die Herren .A,bgeordneten bitten, sich vor
her mit der Sache zu beschäftigen und nicht erst im 
Verlauf der Abstimmung. 

Wir haben noch über eine Berichtigung abzustim-
men. 

(Zuruf: Brauchen wir nicht!) 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf die Druck
sache II/228. Das ist die gedruckte Drucksache, die die 
Änderungen des Haushalts- und Finanzausschusses 
verzeichnet. Wer dieser Drucksache zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? 
- Ja,' meine Herren, jetzt schla!en Sie' 

(Abg, Völker: Es schläft kein Abgeordneter, 
Herr Präsident!) 

Wer für diese Drucksache ist, den bitte ich um Er
hebung der rechten Hand. - Einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe auf den Einzel
plan IX, Titel und 'Oberschrift, Kap. 1, - Kap. 2a, -
Kap. 2b, - Kap. 3, - Kap. 4, - Kap. 6, - Kap. 7, - Kap. 8, 
- Kap. 9, - Kap. 10, - Kap. 11, - Kap. 12, - Kap. 13, -
Kap. 14, - Kap. 15, - Kap. 16, - Kap. 17, - Kap. 18, 
- Kap. 21, - Kap. 22, - Kap. 23, - Kap. 24, - Kap. 25, -
Kap. 26, - Kap. 27, - Kap. 30 und Kap. 31. 

_ 1 •• „.1 . 
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W<>r diesem EinzelplRn znstimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Wer enthiilt 
sich der Stimme? - Bei Stimmenthaltung drr SPD i't 
der Antrag angenommen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Ihnen <fankt>n, 
daß Sie behilflich waren, diese Abstimmung ~o glück
lich durchzuführen. 

(Lebhafte it·oni~d1t· Heitl"rk~it und L:when im 
Hause.) 

Ich möchte !'>iP bitten, d<tG wit• uns doch einm11I üh»r 
diese Verfahrensfrage unterhalten. Der Wust von An
tt·ägen, der immer noch kommt, wenn die Ausschuß
sitzungen st:hun beendet sind. er~clJ.wert dem Prbi
~i<lillm die Verhllndlung und Abstimmung. D::i~ heutige 
Verfahren möchte ich dadurch entschuiriig€'n, da!~ die 
gestrige Tagung wohl dazu beigetragen hat, Sie nicht 
mehr ganz aufna.h1nefähig zu machen. 

Meine Damen und Herren! Die näch~t0 T~ndtags
sitzung findet am kommenden Mont;:ig um 1 t Uhr 
statt. Pie 18. Sitzung des Landtages von Hheinlanrl
Pfalz ist geschlossen. 

S" h l u ß der Sitzung: 12,3!i Uhr. 


